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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1948 Ausgegeben am 12. August 1948 31. Stück

139. Bundesverfassungsgesetz: Zuständigkeit des Bundes auf dem Gebiete des Arbeiterrechtes sowie des Arbeiter-
und Angestelltenschutzes und der Berufsvertretung.

1 4 0 . Bundesgesetz: Landarbeitsgesetz.
1 4 1 . Bundesgesetz: Änderung einiger Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Überleitung zum österreichischen

Sozialversicherungsrecht.
1 4 2 . Verordnung: Abänderung und Ergänzung der Verordnung über gebührenrechtliche Maßnahmen auf dem

Gebiete des Telegraphen-, Fernsprech- und Rundfunkwesens.

1 3 9 . Bundesverfassungsgesetz vom 2. Juni
1948, betreffend die Zuständigkeit des Bun-
des auf dem Gebiete des Arbeiterrechtes
sowie des Arbeiter- und Angestelltenschutzes

und der Berufsvertretung.
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Gesetzgebung und die Vollziehung
in Angelegenheiten des Arbeiterrechtes, des Ar-
beiter- und Angestelltenschutzes und der beruf-
lichen Vertretung für Dienstnehmer in Sägen,
Harzverarbeitungsstätten, Mühlen und Molke-
reien, die von land- und forstwirtschaftlichen
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften be-
trieben werden, sofern in diesen eine bestimmte
Anzahl von Dienstnehmern dauernd beschäftigt
ist, ist Sache des Bundes.

(2) Die im Abs. (1) genannte Anzahl der Be-
schäftigten wird durch Bundesgesetz bestimmt.

§ 2. Bestehende Rechtsvorschriften des Bundes
in den im § 1 genannten Angelegenheiten, die
auf gewerbliche Betriebe Anwendung finden,
gelten auch für Betriebe und Dienstnehmer der
im § 1 bezeichneten Art.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesverfas-
sungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Renner
Figl Schärf Helmer Gerö
Maisel Zimmermann Kraus Kolb Sagmeister
Krauland Übeleis Migsch Gruber Altenburger

140. Bundesgesetz vom 2. Juni 1948, be-
treffend die Grundsätze für die Regelung des
Arbeitsrechtes in der Land- und Forstwirt-

schaft (Landarbeitsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

A r t i k e l I.

Für die Regelung des Arbeitsrechtes in der
Land- und Forstwirtschaft (Landarbeitsordnun-
gen) werden gemäß Artikel 12, Abs. (1), Z. 4,
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung
von 1929 die folgenden Grundsätze aufgestellt:

1. Geltungsbereich.

§ 1. (1) Die Landarbeitsordnungen regeln:

a) das Arbeitsvertragsrecht der land- und
forstwirtschaftlichen Arbei ter (Landarbei ter-
recht);

b) d e n Arbei ter- u n d Angestelltenschutz, so-
weit es sich u m land- u n d forstwirtschaft-
liche Arbei ter u n d Angestell te handel t .

(2). Land- und Forstarbei ter i m Sinne dieses
Gesetzes sind jene Personen, die ver t ragsmäßig
Dienstleistungen i n Betrieben der Land- u n d
Forstwirtschaft gegen Entge l t verrichten, gleich-
gültig, ob sie in. die Hausgemeinschaft des
Dienstgebers aufgenommen sind ode r nicht.

(3) Als Landarbei ter sind ferner anzusehen:

a) Personen, die Dienste für die Hauswi r t -
schaft des Dienstgebers ode r für Mitglieder
des Hausstandes verrichten, wenn sie auch
Dienste für den land- u n d forstwirtschaft-
lichen Betrieb des Dienstgebers leisten u n d
nicht u n t e r das Hausgehilfengesetz fallen;

b) Gelegenheitsarbeiter.

(4) Land- und forstwirtschaftliche Angestellte
6ind Personen, die in Betrieben der Land- u n d
Forstwirtschaft vorwiegend zur Leistung höherer
oder kaufmännischer Dienste oder zu Kanzlei-
arbeiten angestellt sind, sofern das Dienstverhält-
nis ihre Erwerbstät igkeit hauptsächlich in An-
spruch n immt .

§ 2. (Unmi t t e lba r anwendbares Bundesrecht.)
V o n den Best immungen dieses Bundesgesetzes
sind ausgenommen die Arbei ter u n d Angestellten
in Sägen, Harzverarbei tungss tä t ten , Mühlen u n d
Molkereien, die v o n land- u n d forstwirtschaft-
lichen Erwerbs- u n d Wirtschaftsgenossenschaften.
betr ieben werden, sofern i n diesen dauernd m e h r
als fünf Diens tnehmer beschäftigt sind.

§ 3. (1) Vom den Vorschriften) des Gesetzes sind
Unbeschadet der Best immungen des Abs. (3) aus-
g e n o m m e n die familieneigenen Arbeitskräfte .
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(2) Als familieneigene Arbeitskräfte gelten:
a) der Ehegatte,
b) die Kinder und Kindeskinder,
c) die Schwiegersöhne und Schwiegertöchter,
d) die Eltern u n d Großel tern

des Dienstgebers, wenn sie m i t ihm in Haus-
gemeinschaft leben und in seinem land- und
forstwirtschaftlichen Betrieb hauptberuflich be-
schäftigt sind.

(3) Auf familieneigene Arbeitskräfte [Abs. (2)].
finden die nachstehenden Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes sinngemäß Anwendung: §§ 13,
71 , 72 und 77; ferner die Abschnitte 6, 7 und 8.

§ 4. (1) Die Vorschriften der Landarbeitsord-
nungen gelten für die Dienstnehmer, die in land-
und forstwirtschaftlichen Betrieben des Bundes,
eines Bundeslandes, Bezirkes oder einer Gemeinde
oder einer sonstigen öffentlich-rechtlichen Körper-
schaft oder eines öffentlichen Fonds beschäftigt
sind, nur insoweit, als für diese Dienstnehmer
keine besonderen Vorschriften für Rechtsgebiete
bestehen, die in den einzelnen Abschnitten dieses
Bundesgesetzes geregelt sind.

(2) Die Bestimmungen der Abschnitte 2, 3, 5,
7, 8, 10, 11 und die §§ 65 bis 70 des Abschnittes 4
dieses Gesetzes finden auf die Angestellten in der
Land- und Forstwirtschaft keine Anwendung.

§ 5 . (1) Betriebe der Land- und Forstwirtschaft
im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Betriebe der
land- u n d forstwirtschaftlichen Produkt ion und
ihre Nebenbetriebe, soweit diese in der Haup t -
sache die Verarbeitung der eigenen Erzeugnisse
zum Gegenstande haben (Artikel V, lit. a, des
Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung),
fenner die land- u n d - forstwirtschaftlichen Hilfs-
betriebe, die der Herstellung u n d Instandhaltung,
der land- und forstwirtschaftlichen Betriebs-
mittel für den eigenen Bedarf dienen. In diesem
Rahmen zählen zur land- u n d forstwirtschaft-
lichen Produkt ion insbesondere: der Ackerbau,
die Wiesen-, Weide-, Alp . und. Waldwirtschaft,
die Harzgewinnung und Köhlerei, die Jagd,
Fischerei und Teichwirtschaft, Viehzucht, Vieh-
hal tung u n d Milchwirtschaft, die Imkerei , der
Obst- , Weih- und Gartenbau und die Baum-
schulen.

(2) Un te r Gartenbau im Sinne des Abs. (1) ist
die Hervorbr ingung von Blumen, Obst, Gemüse,
Bäumen u n d sonstigen Gärtnereierzeugnissen auf
eigenem oder gepachtetem Grund ohne Rücksicht
auf die Betriebsweise zu verstehen, nicht aber die
Errichtung u n d die Instandhaltung von Gärten
einschließlich der gärtnerischen Gräber- und
Raumausschmückung, ferner nicht das Binden
v o n Kränzen und Sträußen u n d der Handel mit
Gärtnereierzeugnissen, es sei denn, daß diese
Tätigkeiten im Rahmen eines gartenwirtschaft-
lichen Nebenbetriebes, das heißt in einem im Ver-
hältnis zum Hauptbetrieb untergeordneten Um-

fang und in der Hauptsache unter Verwendung
eigener Erzeugnisse ausgeübt werden.

(3) Nebenbetr iebe i m Sinne de r Abs. (1) und (2)
sind dann nicht als Betriebe der Land- und Forst-
wirtschaft anzusehen, wenn sie sich als selbstän-
dige, von der Land- und Forstwirtschaft getrennt
verwaltete Wirtschaftskörper darstellen.,

(4) Als Betriebe der Land- und Forstwirtschaft
gelten auch die Betriebe der land- und forstwirt-
schaftlichen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen-
schaften, sofern sie gemäß Artikel IV des Kund-
machungspatentes zur Gewerbeordnung von den
Bestimmungen der Gewerbeordnung ausgenom-
men sind; ferner die Betriebe der Agrargemein-
schaften im Sinne der Flurverfassungsgesetze.

2. Dienstvertrag.

A b s c h l u ß d e s D i e n s t v e r t r a g e s .

§ 6. (1) Der Abschluß des Dienstvertrages ist
mit den im Abs. (2) angeführten Ausnahmen an,
keine bestimmte Form gebunden.

(2) Der Schriftform bedürfern zu ihrer Gültig-
keit die jahresdienstverträge und jene Dienst-
verträge, nach denen das Entgelt ganz oder teil-
weise aus Deputaten, Landnutzung, Viehhaltung
oder Gespanndiensten besteht; dies gilt nicht,
wenn neben dem Barlohn nur Kost und Woh-
nung oder eine dieser Leistungen gebührt. Der
schriftliche Dienstvertrag ist doppelt auszufer-
tigen. Eine Ausfertigung ist dem Dienstnehmer
zu übergeben. Die Gebühren des schriftlichen
Vertrages hat der Dienstgeber allein zu tragen.
Wenn der Dienstnehmer gemäß § 28 des Bundes-
gesetzes vom 25. Juli 1946, B.G.Bl. Nr. 184,
über Stempel- und Rechtsgebühren (Gebühren-
gesetz 1946), zur Gebührenentrichtung -heran-
gezogen wird, so ist er berechtigt, vom Dienst-
geber Ersatz zu fordern.

Dienstschein.

§ 7. Wenn ein Dienstvertrag mündlich abge-
schlossen wurde, ist dem Dienstnehmer auf Ver-
langen vom Dienstgeber eine schriftliche Auf-
zeichnung (Dienstschein) über die aus dem Ver-
trage sich ergebenden wesentlichen Rechte und
Pflichten auszufolgen.

I n h a l t d e s D i e n s t v e r t r a g e s .

§ 8. (1) Art und Ausmaß der Dienstleistung
sowie des hiefür gebührenden Entgeltes werden
durch Vereinbarung bestimmt. In Ermangelung
einer solchen sind den Umständen angemessene
Arbeit und ebensolches Entgelt unter billiger Be-
rücksichtigung des Ortsgebrauches zu leisten.

(2) Zum Entgelt im Sinne dieses Gesetzes ge-
hören der Barlohn und die Naturalbezüge. Als
Naturalbezüge sind insbesondere Deputate, Kost,
Wohnung, Landnutzung und Viehhaltung anzu-
sehen.
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D a u e r des D i e n s t v e r t r a g e s .
§ 9. (1) Der Dienstvertrag kann abgeschlossen

werden:
a) auf bestimmte Zeit,
b) auf unbestimmte Zeit.
(2) Der Dienstvertrag auf bestimmte Zeit

endet mit dem Ablauf der Zeit, für welche der
Vertrag abgeschlossen worden ist.

(3) Wird nach Ablauf der Vertragsdauer der
Dienstnehmer weiterbeschäftigt, so entsteht un-
beschadet der Bestimmung über den Jahres-
dienstvertrag [§ 24, Abs. (3)] ein Dienstverhält-
nis auf unbestimmte Zeit; bis zum Abschluß
eines neuen Dienstvertrages gelten die bisherigen
Bedingungen weiter.

P r o b e d i e n s t v e r h ä l t n i s .

§ 10. (1) Ein Probedienstverhältnis darf
längstens auf die Dauer eines Monates einge-
gangen werden; es kann innerhalb dieser Zeit
von beiden Teilen jederzeit gelöst werden.

(2) Läuft die Probezeit ohne Lösung des
Dienstverhältnisses ab, so geht das Probedienst-
verhältnis mangels einer anderweitigen Verein-
barung in ein Dienstverhältnis auf unbestimmte
Zeitdauer über.

D i e n s t a n t r i t t .

§ 11. (1) Der Dienst ist vom Dienstnehmer
zur vereinbarten Zeit und am vereinbarten O r t
anzut re ten . D e r Dienstgeber ist verpflichtet, den
Dienstnehmer zur vereinbar ten Zeit i n den
Dienst aufzunehmen.

(2) De r Diens tnehmer ist berechtigt, den
Dienst nicht anzut re ten , de r Dienstgeber ist be-
rechtigt, den Diens tnehmer nicht z u m Dienst
zuzulassen, wenn Gründe vorliegen, die zu einer
vorzeit igen Lösung des Dienstverhältnisses be-
rechtigen würden .

(3) Tritt der Dienstnehmer ohne wichtigen
Grund den Dienst nicht an oder läßt der
Dienstgeber den Dienstnehmer ohne wichtigen
Grund nicht zum Dienst zu, so finden die Vor-
schriften über ungerechtfertigte vorzeitige Lö-
sung des Dienstverhältnisses Anwendung.

A l l g e m e i n e P f l i c h t e n des D i e n s t -
n e h m e r s .

§ 12. Der Dienstnehmer ist verpflichtet, die
ihm obliegenden Arbeiten mit Fleiß und Ge-
wissenhaftigkeit zu leisten. Er hat in der. ihm
zugewiesenen Wohnung Ordnung und Reinlich-
keit zu halten, die Wohnung und deren Einrich-
tung sowie die zur Ausführung seiner Arbeiten
verwendeten Werkzeuge, Geräte und Einrich-
tungen schonend zu benützen, die Haustiere
sorgsam und mit Güte zu behandeln. Er ist ver-
pflichtet, dem Dienstgeber, dessen Familie und
den Mitarbeitern gegenüber sich anständig und
gesittet zu benehmen.

A l l g e m e i n e P f l i c h t e n des D i e n s t -
g e b e r s .

§ 13. Der Dienstgeber ist verpflichtet, den
Dienstnehmer dem Recht und der guten Sitte
entsprechend zu behandeln und die Arbeitsbe-
dingungen gewissenhaft zu erfüllen; er hat
ferner die notwendigen Vorkehrungen zum
Schutze des Lebens, der Gesundheit und Sitt-
lichkeit des Dienstnehmers zu treffen; insbe-
sondere hat er für die berufliche Ausbildung
und den sittlichen Schutz des jugendlichen
Dienstnehmers Sorge zu tragen.

E n t g e l t .

Allgemeine Vorschriften.

§ 14. (1) Die Höhe des Entgeltes und die Art
seiner Entrichtung werden durch Vereinbarung
bestimmt. Mangels einer solchen ist den Um-
ständen angemessenes Entgelt unter billiger Be-
rücksichtigung des Ortsgebrauches zu leisten.

(2) Auf jeden Fall wi rd das bereits verdiente
Entgelt mi t der. Beendigung des Dienstverhäl t -
nisses fällig. Lohnrückbehal tungen sind u n z u -
lässig. Eine Aufrechnung gegenüber einer Lohn-
forderung kann nu r i m Umfange des § 293,
Abs. (3), Exekut ionsordnung erfolgen).

(3) Bei jeder A r t der En t lohnung ist d e m
Diens tnehmer über sein Verlangen e in d e r ge-
leisteten Arbei t u n d seinen Auslagen entspre-
chender Vorschuß v o r Fälligkeit d e r Ent loh-
nung zu gewähren.

Geldlohn.

§• 15. (1) Die Geldbezüge sind d e r Verein-
barung entsprechend zu bezahlen; mangels
einer Vereinbarung sind nach Tagen bemessene
Geldbezüge wöchentlich, alle übrigen Bezüge
monatl ich i m nachhinein auszubezahlen.

(2) Bei Jahresdienstverträgen d e r landwir t -
schaftlichen Diens tnehmer ist mangels einer Ver -
einbarung d e r Jahreslohn auf die Jahreszeiten
so zu verteilen, daß auf , die W i n t e r m o n a t e
(1. N o v e m b e r bis 30. Apri l) 40 v. H . , auf die
Sommermona te (1 . Mai bis 31 . Oktobe r )
60 v . H. des Jahreslohnes entfallen; dieser Ab-
rechnungsschlüssel ist insbesondere bei vor -
zeitiger Auflösung eines Jahresdienstvertrages
anzuwenden. D ie Lohnabrechnung des Jahres-
arbeitsverdienstes u n d der Mehrarbei tsvergütung
ha t schriftlich zu erfolgen.

Geding(Akkord) lohn.

§ 16. Gedinglöhne (Akkordlöhne) werden
mangels Vere inbarung nach Fertigstellung der
Arbei t fällig.

N a t u r a l b e z ü g e .

Deputate.
§ 17. (1) Die als Teil des Entgeltes zu leisten-

den Naturalien (Deputate) sind in Waren ein-
wandfreier Beschaffenheit, ortsüblicher Art und
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Güte zu gewähren u n d nach metrischem Maß und
Gewicht zu bemessen. Die Deputate sind, so-
fern nichts anderes vereinbart wurde oder so-
fern nicht deren Ar t u n d Gebrauch eine
frühere oder spätere Ausfolgung erfordern, in
d e r Regel monatlich im vorhinein zu entrichten.
Die . Deputate können am Einvernehmen mit
dem Dienstnehmer in Geld abgelöst werden.

(2) Bei Gewährung von Deputa ten a n Land-
arbeiterfamilien ist auf die Anzahl der mitbe-
schäftigten u n d auch de r arbeitsunfähigen Fa-
milienangehörigen sowie de r noch nicht arbeits-
fähigen Kinder des Diens tnehmer entsprechend
Rücksicht zu nehmen.

(3) Bei Lösung des Dienstverhältnisses vor
Ablauf der vereinbarten Dauer sind die Depu-
tate im Verhältnis de r zurückgelegten Dienstzeit
zu leisten; können die Deputate nicht in natura
geleistet werden, so sind sie mit dem entspre-
chenden Geldwert zu vergüten.

Kost.

§ 18. Die vereinbarte Kost m u ß gesund, aus-
reichend und dem örtlichen Gebrauche angepaßt
sein.

Wohnung .

§ 19. (1) Wird als Teil der Natura lent lohnung
auch W o h n u n g gewährt , so m u ß die bereitge-
stellte W o h n u n g den Forderungen der Gesund-
heit und Sittlichkeit und den baupolizeilichen
Vorschriften entsprechen. In Kellerräumen oder
Ställen dürfen keine Wohnungen errichtet wer-
den. Für angemessene sanitäre Anlagen ist vor -
zusorgen. Dienstnehmer verschiedenen Geschlech-
tes müssen getrennt untergebracht werden.

(2) Die Wohnungen de r ledigen und jener
Dienstnehmer, die keinen eigenen Haushalt
führen, müssen die notwendigen Einrichtungs-
gegenstände enthal ten und verschließbar sein.
Fü r die ortsübliche Beleuchtung und Beheizung
hat der Dienstgeber auf eigene Rechnung Sorge
zu tragen.

(3) Für die verheirateten Dienstnehmer sind
geeignete Familienwohnungen bereitzustellen,
deren Wohnräume unter Berücksichtigung der
Kinderzahl u n d Geschlechter aus reichend sind.

(4) Die Landesgesetzgebung bestimmt, daß
im Falle des Fehlens geeigneter Landarbei-
terwohnungen dem Dienstgeber die Herstel-
lung neuer, beziehungsweise die Verbesserung
der vorhandenen Landarbeiterwohnungen auf-
getragen wird.

R ä u m u n g d e r W o h n u n g b e i Been -
d i g u n g d e s D i e n s t v e r h ä l t n i s s e s .

§ 20. (1) Dienstnehmer, die keinen eigenen
Haushalt führen, haben die Wohnung mit Be-
endigung des Dienstverhältnisses zu räumen.

(2) Dienstnehmer mit eigenem Haushalt sind
verpflichtet, längstens binnen zwei Monaten ihre
bisher innegehabte Wohnung zu räumen. Stirbt

der Dienstnehmer, so haben die hinterbliebenen
Familienangehörigen, die mit ihm im gemein-
samen Haushalt lebten, die Wohnung binnen
zwei Monaten zu räumen.

(3) Das Exekutionsgericht kann dem Verpflich-
teten einen Aufschub der zwangsweisen Räumung
um höchstens drei Monate bewilligen, wenn er
sonst der Gefahr de r Obdachlosigkeit ausgesetzt
wäre und wenn es sich u m die Freimachung einer
W o h n u n g für den nachfolgenden Dienstnehmer,
beziehungsweise dessen Familie handelt . Den
Hinterbliebenen von Gefallenen oder Vermißten.
von Opfern politischer Verfolgung oder tödlich
verunglückten Angehörigen des Betriebes kann
unter den gleichen Voraussetzungen ein weiterer
Aufschub bewilligt werden.

(4) Kranke und Wöchnerinnen dürfen bei Be-
endigung des Dienstverhältnisses erst dann
durch Zwangsvollstreckung zur Räumung der
Wohnung verhalten werden, wenn sie diese laut
ärztlichem Zeugnisse ohne Gefährdung ihrer
Gesundheit verlassen können.

L a n d n u t z u n g u n d V i e h h a l t u n g .

§ 2 1 . (1) Werden als Teil des Naturallohnes
Landnutzung und Viehhaltung gewährt, so rich-
ten sich Art , Beschaffenheit und Ausmaß die-
ser Naturalbezüge nach de r Vereinbarung oder
mangels einer solchen nach dem Ortsgebrauch.

(2) Wurden dem Dienstnehmer Deputa t -
grundstücke zugewiesen und endet das Dienst-
verhältnis vor der Ernte , so gebührt ihm jener
Teil des Ernteertrages, der dem Verhältnis der
zurückgelegten Dienstzeit zur Dienstdauer, für
welche die Landnutzung gewähr t wird, ent-
spricht. Wenn das Deputatgrundstück ausschließ-
lich v o m Dienstnehmer bestellt wurde, so gebührt
diesem der volle Ernteer trag.

(3) Der Anspruch des Dienstnehmers auf den
verhältnismäßigen Anteil des Ernteertrages wird
im Falle einer früheren Auflösung des Dienstver-
hältnisses zwei Wochen nach Einbringung der
Ernte fällig. An Stelle des gebührenden Ernte-
ertrages kann eine entsprechende Vergütung in
Geld vereinbart werden.

F o r t z a h l u n g d e s E n t g e l t e s b e i
D i e n s t v e r h i n d e r u n g .

§ 22. (1) Wird ein Dienstnehmer nach min-
destens zweiwöchiger Dienstdauer durch Krank-
heit oder nach Beginn des Dienstverhältnisses
durch Unglücksfall an der Dienstleistung ver-
hindert, ohne daß er die Verhinderung vorsätz-
lich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt
hat, so gelten hinsichtlich Fortzahlung des Ent-
geltes die folgenden Bestimmungen:

1. Im Erkrankungsfalle erhalten
a) Dienstnehmer, die. mit dem Dienstgeber in

Hausgemeinschaft leben und denen neben
Barlohn freie Station (Kost und Wohnung)
zusteht,
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2. Im Unglücksfall erhalten
a) Dienstnehmer der in Z. 1, lit. a, bezeich-

neten Art den Barlohn durch vier Wochen
und freie Station durch sechzehn Wochen;

b) Dienstnehmer der in Z. 1, lit. b, bezeich-
neten Art den Barlohn durch vier
Wochen und allfällige Naturalbezüge durch
sechzehn Wochen.

(2) D e r Anspruch auf freie Stat ion gemäß
Abs. (1), Z . 1, lit. a, u n d Z . 2, lit. a, erlischt,
wenn die Hausgemeinschaft auf Verlangen des
Dienstnehmers ohne wichtigen G r u n d aufgelöst
w i rd ; als wichtiger G r u n d gilt, wenn der Dienst-
geber dem erkrankten Dienstnehmer eine ange-
messene Pflege oder eine der ärztlichen Ver-
o rdnung entsprechende Kost oder eine mi t Rück-
sicht auf die E rk rankung entsprechende W o h -
nung nicht gewährt . Erfolgt die Auflösung auf
Verlangen des Dienstnehmers aus einem wich-
tigen G r u n d oder auf Verlangen des Dienst-
gebers aus was immer für einem G r u n d , so ist
der Anspruch des Dienstnehmers auf freie Stat ion
nach den für die Sozialversicherung geltenden
Bewertungssätzen in Geld abzulösen. Zeiten des
Aufenthaltes des Dienstnehmers in einer K r a n -
ken- oder Pflegeanstalt werden in die Zeit ,
während der freie Station gebührt , eingerechnet,
jedoch bleibt dem Dienstnehmer der Anspruch bei
For tdauer der Dienstverhinderung nach En t -
lassung aus der K r a n k e n - oder Pflegeanstalt
durch mindestens drei Wochen auch dann ge-
wahr t , wenn durch die Einrechnung der A n -
spruch auf freie Stat ion verbraucht ist.

(3) Der Anspruch auf Landnu tzung und Vieh-
hal tung gemäß § 21 dieses Bundesgesetzes wi rd
durch eine Diens tverh inderung im Sinne des
Abs. (1) nicht berühr t .

(4) D e r Anspruch auf Na tu ra lbezüge gemäß
Abs. (1), Z . 1, lit. b , u n d Z . 2, lit. b , gebührt
ledigen Dienstnehmern insoweit nicht, als sie
durch die Unterbr ingung in einer K r a n k e n - oder
Pflegeanstalt Ersa tz für die Na tu ra lbezüge fin-
den; doch lebt der Anspruch bei For tdauer der
Dienstverhinderung nach Entlassung aus der
Kranken - oder Pflegeanstalt wieder auf; der
Fortbezug der Na tu ra lbezüge wi rd in diesem

Falle durch mindestens drei Wochen gewährt ,
auch wenn durch Einrechnung der Ze i t des Auf-
enthal tes des Dienstnehmers in einer K r a n k e n -
oder Pflegeanstalt der Anspruch auf Fortbezug
schon verbraucht wäre . Ledigen Dienstnehmern,
die für den Unterha l t Dr i t t e r auf Grund gesetz-
licher Verpflichtung oder für schulpflichtige oder
erwerbsunfähige Geschwister zu sorgen und die-
sen Personen regelmäßige Zuwendungen aus den
Naturalbezügen gemacht haben, gebühren die
Naturalbezüge im gleichen Ausmaß wie verhei-
rateten Dienstnehmern.

(5) Wenn innerhalb eines halben Jahres nach
Wiederaufnahme der Arbeit neuerlich eine
Dienstverhinderung wegen Krankhei t eintrit t ,
so gebühren die Ansprüche gemäß Abs. (1), so-
weit die Gesamtdauer der Verhinderungen die
im Abs. (1) bezeichneten Zeiträume übersteigt,
nur mehr für die Häl f te dieser Zeiträume.

(6) Der Dienstnehmer ist verpflichtet, ohne
Verzug die Dienstverhinderung dem Dienstgeber
bekanntzugeben u n d auf Verlangen des Dienst-
gebers, das nach angemessener Zeit wiederholt
werden kann, eine Bestätigung des behandelnden
Arztes über Ar t und voraussichtliche Dauer der
Arbeitsunfähigkeit vorzulegen. K o m m t der
Dienstnehmer dieser Verpflichtung nicht nach,
so verliert er auf die Daue r der Säumnis die
Ansprüche gemäß Abs. (1) .

(7) Wegen einer durch Krankhei t oder U n -
glücksfall verursachten Dienstverhinderung darf
der Dienstnehmer nicht entlassen werden, es sei
denn, daß die Verhinderung die Zeit , für die
Ansprüche gemäß Abs. (1) bestehen, um zwei
Wochen übersteigt.

(8) W i r d der Dienstnehmer während der
Dienstverhinderung gekündigt, so bleiben seine
Ansprüche gemäß Abs. (1) während der dor t
bestimmten Zeiträume bestehen, wenngleich das
Dienstverhältnis früher endet.

(9) Die Ansprüche des Dienstnehmers gemäß
Abs. (1) erlöschen mit der Beendigung des
Dienstverhältnisses, wenn dieses infolge A b -
laufes der Zeit, für die es eingegangen wurde,
oder infolge einer früheren Kündigung aufgelöst
wird.

(10) Durch Kol lek t ivver t rag können von den
Bestimmungen der Abs. (1) bis (5) abweichende
Vereinbarungen getroffen werden.

§ 23. (1) Der Dienstnehmer behält ferner den
Anspruch auf das Entgelt für die tatsächliche
Dauer der Dienstverhinderung, jedoch höchstens
auf die Dauer von einer Woche, wenn er durch
andere wichtige, seine Person betreffende Gründe
ohne sein Verschulden an der Dienstleistung ver-
hindert ist.

(2) Wichtige Gründe der Dienstverhinderung
sind inisbesondere:

a) schwere Erkrankung oder Todesfall von
nahen Familienangehörigen;
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b) Begräbnis des Gatten, der Kinder, Eltern
oder Schwiegereltern;

c) eigene Hochzeit oder Hochzeit der Kinder;
d) Aufsuchen des Arztes;
e) Vorladung vor Behörden oder Gerichte;
f) Wohnungswechsel;
g) Teilnahme an Sitzungen und Tagungen als

Mitglied öffentlich-rechtlicher Körper-
schaften.

B e e n d i g u n g d e s D i e n s t v e r h ä l t -
n i s s e s .

§ 24. (1) Dienstverhältnisse, die auf bestimmte
Zeit abgeschlossen wurden, enden mit Ablauf der
Zeit.

(2) Dienstverhäl tnisse auf umbest immte Zei t
enden durch Kündigung.

(3) Bei Jahresdienstverträgen gilt das Dienst-
verhältnis als auf ein weiteres Jahr verlängert,
falls keiner der beiden Vertragsteile spätestens
zwei Monate vor Ablauf des Vertragsjahres er-
klärt , das Dienstverhältnis nicht fortsetzen zu
wollen.

(4) Die einvernehmliche Lösung des Dienst-
verhältnisses wird durch vorstehende Bestim-
mungen nicht be rühr t .

K ü n d i g u n g s f r i s t e n .
§ 25. (1) Dienstverhältnisse, die auf unbe-

stimmte Zeit eingegangen sind, können beider-
seits vierzehntägig zum Monatsende gekündigt
werden.

(2) Hat ein auf unbestimmte Zeit eingegangenes
Dienstverhältnis bereits ein Jahr gedauert, so
erhöht sich die Kündigungsfrist auf einen Monat.
Nach Ablauf von fünf Jahren erhöht sich die
Kündigungsfrist auf zwei Monate, nach fünfzehn
Jahren auf drei Monate.

K ü n d i g u n g s b e s c h r ä n k u n g f ü r den
D i e n s t g e b e r .

§ 26. Hat ein Dienstverhältnis, das auf un-
bestimmte Zeit eingegangen wurde, ununter-
brochen vom Beginne der Anbauzeit (im Forst-
betrieb: der Schlägerungsarbeiten) bis zum Ab-
schluß der Erntearbeit (im Forstbetrieb: der Brin-
gungsarbeiten) gedauert, so darf es, ausgenom-
men aus wichtigen Gründen, die eine vorzei-
tige Auflösung des Dienstverhältnisses von
Seite des Dienstgebers rechtfertigen (§ 33), vom
Dienstgeber erst zum Ende des Kalenderjahres
(im Forstbetrieb: zum Beginn der neuen Schläge-
rungsperiode) unter Einhaltung der gesetzlichen
Kündigungsfrist gekündigt werden.

K ü n d i g u n g s b e s c h r ä n k u n g f ü r d e n
D i e n s t n e h m e r .

§ 27. Hat ein Dienstverhältnis, das auf unbe-
stimmte Zeit eingegangen wurde, während der
arbeitsschwachen Zeit gedauert, so darf es vom
Dienstnehmer außer aus wichtigen Gründen, die
seinen vorzeitigen Austritt rechtfertigen .(§ 32),

erst zum Abschluß der Erntearbeiten (im Forst-
betrieb: der Schlägerungs- und Bringungsarbeiten)
unter (Einhaltung der gesetzlichen Kündigungs-
frist gekündigt werden.

K ü n d i g u n g s s c h u t z .
§ 28. Wurde in Betrietben, in dienen Betriebs-

räte (Vertrauensmänner) nicht zu bestellen sind,
ein Dienstnehmer gekündigt und ist die Kündi-
gung offensichtlich wegen Ausübung des Koali-
tionsrechtes oder wegen seiner Tätigkeit als Mit-
glied der gesetzlichen Interessenvertretung er-
folgt, so kann er binnen vier Wochen die Kün-
digung bei Gericht anfechten. Gibt das Gericht
der Anfechtung Folge, so ist die Kündigung
rechtsunwirksam.

§ 29. (1) In Betrieben, in denen Betriebsräte
(Vertrauensmänner) bestellt sind, hat der Be-
triebsinhaber vor jeder Kündigung eines Dienst-
nehmens den Betriebsrat zu verständigen; bei
Entlassungen kann die Verständigung auch nach-
träglich binnen drei Tagen erfolgen.

(2) Der Betriebsrat muß innerhalb einer Frist
von acht Tagen nach erfolgter Verständigung
dazu Stellung nehmen. Erfolgt keine Stellung-
nahme, gilt dies als Zustimmung.

(3) D e r Betriebsinihaber dar f die K ü n d i g u n g v o r
Ablauf d e r i n Abs . (2) festgesetzten Fr is t bei
sonstiger Rech t sunwi rksamke i t n icht aussprechen.
Wenn d e r Betr iebsinhaber t r o t z des W i d e r -
spruches d e s Betriebsrates nach Ablauf der i n
Abs. (2) festgelegten Fr is t kündig t , k a n n d e r Be-
triebsrat auf Verlangen des gekündigten Dienst-
nehmers die Kündigung innerhalb einer Frist von
zwei Wochen nach erfolgter Verständigung des
Betriebsrates über die trotz dessen Wilder-
spruches ausgesprochene Kündigung bei Gericht
anfechten, wenn er der Ansicht ist, daß der
Grund zur Kündigung des Dienstnehmers

a) in seiner Tätigkeit in der Berufsvertretung,
b) in seiner früheren Tätigkeit als Mitglied

des Betriebsrates,
c) in seiner Bewerbung um die Bestellung

zum Betriebsrat oder
d) in seiner Tätigkeit als Mitglied des Wahl-

vorstandes
gelegen ist.

(4) Der Betriebsrat kann innerhalb der in
Abs. (3) festgesetzten Frist von zwei Wochen die
Kündigung eines Dienstnehmers, der bereits sechs
Monate im Betrieb beschäftigt ist, auf dessen
Verlangen auch d a n n anfechten, wenn er der An-
sicht ist, daß d ie Kündigung für den Dienst-
nehmer eine soziale H ä r t e bedeutet und in den
Betriebsverhältnissen nicht begründet ist.

(5) Der betroffene Dienstnehmer kann aus den
in den Abs. (3) und (4) angeführten Gründen
innerhalb zweier Wochen nach Ablauf der in
Abs. (3) festgesetzten Frist von zwei Wochen
selbst die Kündigung bei Gericht anfechten, wann
der Betriebsrat seinem Verlangen auf Anfechtung
nicht entspricht.



Stück 31, ,Nr. 140. 521

(6) I n Betrieben, in denen Betriebsräte (Ver-
t rauensmänner) zu errichten sind, diese Betriebs-
ver t re tungen alber nicht bestehen, steht das Recht
der Anfechtung der Kündigung bei Gericht aus
den in den Abs. (3) u n d (4) angeführten Gründen
dem betroffenen Dienstnehmer innerhalb einer
Frist von zwei Wochen nach erfolgter K ü n d -
gung zu.

(7) Gibt das Gericht der Anfechtung [Abs. (3)
bis (6)] statt, so ist die Kündigung rechtsunwirk-
sam.

(8) Im Falle der Entlasssung kann der betrof-
fene Dienstnehmer binnen zwei Wochen, vom
Zeitpunkt der Entlassung an gerechnet, auf Un-
wirksamerklärung der Entlassung klagen, wenn
der Betriebsrat bescheinigt, daß mit dem Dienst-
geber die Frage erfolglos beraten worden ist, ob
die Entlassung eines Diens tnehmers n u r zur U m -
gebung der Vorschriften über die Anfechtung
der Kündigung [Abs. (3), (4) und (5)] ausge-
sprochen wurde. Die Bescheinigung des Betriebs-
rates gemäß Satz 1 muß dem Gerichte schon in
der Klage urkundlich nachgewiesen werden. Der
Klage ist stattzugeben, wenn das Gericht fest-
stellt, daß ein Tatbestand der Abs. (3) und (4)
vorliegt.

Abfertigung.

§ 30. (1) Dienstnehmer, welche ununterbrochen
durch eine bestimmte. Zeitdauer bei ein und
demselben Dienstgeber oder in demselben Be-
trieb in Verwendung stehen, erhalten bei Kündi-
gung durch den Dienstgeber, bei unverschuldeter
Entlassung und bei berechtigtem vorzeitigem Aus-
tritt eine Abfertigung mindestens in folgender
Höhe:

(2) Das Jahresentgelt umfaßt den Barlohn und
die Naturalbezüge [§ 8, Abs. (2)]. Im Falle einer
Ablösung der Naturalbezüge in Geld gelten für
deren Bewertung die für die Zwecke der Sozial-
versicherung festgesetzten Bewertungssätze.

Z e i t z u m A u f s u c h e n e i n e s n e u e n
D i e n s t p l a t z e s .

§ 31. (1) Dem Dienstnehmer ist im Falle der
Kündigung oder vier Wochen vor Ablauf des
auf bestimmte Zeit abgeschlossenen Dienstver-
trages nach mindestens dreimonatiger Beschäfti-
gungsdauer zum Aufsuchen eines neuen Dienst-

platzes auf Verlangen eine freie Zeit ohne
Schmälerung des Entgeltes zu gewähren.

(2) Die freie Zeit beträgt bei einem auf be-
stimmte Zeit abigeschlossenen Dienstvertrag und
bei vierzehntägiger Kündigungsfrist zwei Werk-
tage, bei einer Kündigungsfrist von einem Monat
drei Werktage, bei einer solchen von zwei Mo-
naten vier Werktage und bei einer zwei Monate
übersteigenden Kündigungsfrist fünf Wecktage.
Die freien Tage können auch aufeinanderfolgend
genommen werden.

V o r z e i t i g e B e e n d i g u n g des D i e n s t -
v e r h ä l t n i s s e s v o n S e i t e des D i e n s t -

n e h m e r s .

§ 32. Das Dienstverhältnis kann vom Dienst-
nehmer, wenn es auf bestimmte Zeit eingegangen
war, vor Ablauf dieser Zeit, sonst ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist aus wichtigen
Gründen, insbesondere dann aufgelöst werden
(vorzeitiger Austritt), wenn

a) der Dienstnehmer zur Fortsetzung seiner
Dienstleistung unfähig wird oder diese
ohne Schaden . für seine Gesundheit oder
Sittlichkeit nicht fortsetzen kann;

b) der Dienstgeber das dem Dienstnehmer ge-
bührende Entgelt schmälert oder vorent-
hält; wenn die verabreichte Kost oder die
zugewiesene Unterkunft ungesund oder un-
zureichend ist oder sonstige wesentliche
Vertragsbestimmungen vom Dienstgeber
nicht eingehalten werden;

c) der Dienstgeber sich Tätlichkeiten, eine
Verletzung der Sittlichkeit oder erhebliche
Ehrverletzungen gegen den Dienstnehmer
oder dessen Familienangehörige zuschulden
kommen läßt oder sich weigert, ihn oder
dessen Familienangehörige gegen solche
Handlungen eines Familienangehörigen des
Dienstgebers oder eines Mitbeschäftigten
zu schützen;

d) dem Dienstnehmer unvorhergesehene Ver-
änderungen in seinen Familienverhältnissen
die Fortsetzung des Dienstverhältnisses
ohne erheblichen Schaden unmöglich
machen;

e) der Dienstgeber den ihm zum Schutze des
Lebens, der Gesundheit oder der Sittlich-
keit des Dienstnehmers gesetzlich obliegen-
den Pflichten nicht nachkommt.

V o r z e i t i g e B e e n d i g u n g d e s D i e n s t -
verhältnisse von Seite des Dienst-

g e b e r s .

§ 33. Das Dienstverhältnis kann vom Dienst-
geber, wenn es auf bestimmte Zeit eingegangen
war, vor Ablauf dieser Zeit, sonst ohne Einhal-
tung einer Kündigungsfrist aus wichtigen Grün-
den, insbesondere dann, gelöst werden (Ent-
lassung), wenn der Dienstnehmer
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a) sich eines Verbrechens oder einer anderen
strafbaren Handlung aus Gewinnsucht oder
gegen die öffentliche Sittlichkeit schuldig
macht;

b) sich trotz mehrmaliger Ermahnung wäh-
rend der Arbeitszeit dem Trunke ergibt;

c) ohne rechtmäßigen Hinderungsgrund wäh-
rend einer den Umständen nach erheb-
lichen Zeit die Dienstleistung unterläßt;

d) trotz Verwarnung mit Feuer und Licht
unvorsichtig umgeht;

e) sich Tätlichkeiten, eine Verletzung der
Sittlichkeit oder erhebliche Ehrverletzun-
gen gegen den Dienstgeber, dessen Beauf-
tragte, Familienangehörige oder gegen Mit-
beschäftigte zuschulden kommen läßt;

f) Eigentum des Dienstgebers oder dessen
Familienangehöriger oder in deren Gewahr-
sam befindliche Sachen vorsätzlich oder
wiederholt grob fahrlässig beschädigt oder
wenn aus grober Fahrlässigkeit des Dienst-
nehmers beträchtlicher Schaden entstanden
ist;

g) die Arbeit beharrlich verweigert.

R e c h t s f o l g e n d e r v o r z e i t i g e n Be-
e n d i g u n g des D i e n s t v e r h ä l t n i s s e s .

§ 34. (1) Wenn der Dienstgeber den Dienst-
nehmer ohne wichtigen Grund vorzeitig entläßt
oder wenn ihn ein Verschulden an dem vorzeiti-
gen Austritt des Dienstnehmers trifft, behält
dieser, unbeschadet weitergehenden Schaden-
ersatzes, seine vertragsmäßigen Ansprüche auf das
Entgelt für den Zeitraum, der bis zur Beendi-
gung des Dienstverhältnisses durch Ablauf der
bestimmten Vertragszeit oder durch ordnungs-
mäßige Kündigung durch den Dienstgeber hätte
verstreichen müssen. Soweit das Entgelt Natural-
bezüge umfaßt, ist deren Wert in Geld zu ver-
güten, wenn und insoweit die Naturalleistung
nicht möglich ist. Der, Dienstnehmer muß sich
auf das Entgelt anrechnen lassen, was er infolge
des Unterbleibens der Dienstleistung erspart
oder durch anderweitige Verwendung erworben
oder zu erwerben absichtlich versäumt hat.

(2) Soweit der im Abs. (1) genannte Zeitraum
drei Monate nicht übersteigt, kann der Dienst-
nehmer das ganze für diese Zeit gebührende
Entgelt ohne Albzug sofort, für den restlichen,
über drei Monate hinausgehenden Zeitraum zur
vereinbarten oder gesetzlichen Zeit fördern.

§ 35. (1) Wenn der Dienstnehmer ohne wich-
tigen Grund vorzeitig austritt oder wenn ihn ein
Verschulden an der Entlassung trifft, steht dem
Dienstgeber der Anspruch auf Ersatz des ihm da-
durch verursachten Schadens zu.

(2) Für die schon bewirkten Leistungen, deren
Entgelt noch nicht fällig ist, steht dem Dienst-
nehmer ein Anspruch auf den entsprechenden
Teil des Entgeltes zu.

§ 36. Trifft beide Teile ein Verschulden an
dem Rücktritt oder an der vorzeitigen Lösung
des Dienstverhältnisses, so hat der Richter nach
freiem Ermessen zu entscheiden, ob und. in
welcher Höhe ein Ersatz gebührt.

§ 37. Schadenersatzansprüche wegen vorzeitiger
Auflösung eines Dienstverhältnisses im Sinne der
§§ 34 und 35 müssen bei sonstigem Ausschluß
binnen sechs Monaten nach Ablauf des Tages, an
dem sie erhoben wenden konnten, gerichtlich
geltend gemacht werden.

D i e n s t z e u g n i s .
§ 38. (1) Der Dienstgeber ist verpflichtet, bei

Beendigung des Dienstverhältnisses dem Dienst-
nehmer auf Verlangen ein. schriftliches Zeugnis
über die Dauer und die Art der Dienstleistung
auszustellen. Eintragungen und Anmerkungen
im Zeugnisse, durch die dem Dienstnehmer die
Erlangung einer neuen Stelle erschwert wird,
sind unzulässig, Die Kosten des Zeugnisses t räg t
der Dienstgeber.

(2) Ver langt der Diens tnehmer während de r
Dauer des Dienstverhältnisses ein Zeugnis, so ist
i h m ein solches auf seine Kosten auszustellen
(Interimszeugnis).

(3) Zeugnisse des Diens tnehmers , die sich in der
Verwahrung des Dienstgebers befinden, sind ihm
auf Verlangen jederzeit auszufolgen.

A r b e i t s b u c h .

§ 39. (1) Jeder Dienstnehmer muß mit einem
Arbeitsbuch versehen sein.

(2) Das Arbeitsbuch h a t Raum für eine genaue
Personsbeschreibung, für Eintragungen über
N a m e und W o h n o r t des Dienstgebers, D a t u m
des Eintr i t tes , A r t de r Beschäftigung, D a t u m des
Austr i t tes sowie Unterschrift des Dienstgebers
und Beglaubigung durch die Gemeinde zu en t -
halten.

(3) Das Arbeitsbuch h a t so gestaltet zu sein,
daß es auch für die Zwecke der Arbei tsämter
verwendet werden kann .

3 . Kol lek t ivver t räge .
A l l g e m e i n e s .

§ 40. (1) Kollektivverträge im Sinne dieses
Gesetzes sind Vereinbarungen, die zwischen kol-
lektivvertragsfähigen Körperschaften der Dienst-
geber einerseits und der Dienstnehmer anderer-
seits (§§ 41 und 44) schriftlich abgeschlossen
werden und die gegenseitigen aus dem Dienst-
verhältnis entspringenden Rechte und Pflichten
oder Rechtsbeziehungen zwischen den Kollektiv-
vertragsparteien regeln.

(2) Vereinbarungen, die zwischen einzelnen
Dienstgebern und gesetzlichen Betriebsvertretun-
gen in Angelegenheiten abgeschlossen werden,
deren Regelung in dem Kollektivvertrag der
Betriebsvereinbarung vorbehalten ist, gelten als
Teil des Kollektivvertrages.
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(3) Die Bestimmungen in Kollektivverträgen
können, soweit sie die Rechtsverhältnisse zwi-
schen Dienstgebern und Dienstnehmern regeln,
durch Arbeitsordnung oder Dienstvertrag weder
aufgehoben noch beschränkt werden. Sonder-
vereinbarungen sind, solfern sie der Kollektiv-
vertrag nicht ausschließt, nur gültig, wenn sie
für den Dienstnehmer günstiger sind oder An-
gelegenheiten betreffen, die im Kollektivvertrag
nicht geregelt sind.

Kollektivvertragsfähigkeit .

§ 41. (1) Kollektivvertragsfähig sind:
1. die zuständigen gesetzlichen Interessen-

vertretungen der Dienstgeber und der
Dienstnehmer, die voneinander unabhängig
sind;

2. die auf freiwilliger. Mittgliedschaft beruhen-
den Berufsvereinigungen der Dienstgeber
und der Dienstnehmer,
a) die sich nach ihren Statuten zur Auf-

gabe stellen, die Arbeitsbedingungen
immerhalb ihres Geltungsbereiches zu
regeln,

b) deren Wirkungskreis sich über einen
größeren fachlichen und räumlichen
Bereich erstreckt,

c) denen vermöge der Zahl ihrer Mit-
glieder und des Umfanges ihrer Tätig-
keit wirtschaftlich eine maßgebliche
Bedeutung zukommt und

d) die voneinander unabhängig sind.
(2) Die Kollektivvertragsfähigkeit nach Abs. (1),

Z. 2, wird nach A n h ö r u n g der i n Betracht
k o m m e n d e n gesetzlichen Interessenvertretungen
durch die Obereinigungskommission zuerkannt .
Die Entscheidung der Obereinigungskoinmission
ist i n der amtlichen Landeszeitung zu verlaut-
baren u n d den Einigungskommissionen (§ 52)
zur Kenntnis zu br ingen. Die Kosten de r Ver -
lautbarung ha t die Berufvere in igung , de r die
Kollektivvertragsfähigkeit zue rkann t wurde , zu
tragen u n d im voraus z u erlegen.

(3) D ie Kollektivvertragsfähigkeit ist durch die
Obereinigungskommission v o n A m t s wegen oder
auf An t rag einer kollektivvertragsfähigen Berufs-
vereinigung abzuerkennen, wenn festgestellt
wird, d a ß . die Voraussetzungen des Abs. (1),
Z. 2, nicht m e h r gegeben sind; die Bestim-
mungen des A b s . (2) gelten s inngemäß.

§ 42. W i r d einer auf freiwilliger Mitgliedschaft
beruhenden Berufsvereinigung die Kollektivver-
tragsfähigkeit zue rkann t (§ 41) u n d schließt diese
einen Kollektivvertrag ab, so verliert die in
Betracht kommende gesetzliche Interessenver-
tretung hinsichtlich der Mitglieder der Berufs-
vereinigiung die Kollektivvertragsfähigkeit für
die Dauer der Geltung des von der Berufsver-
einigung abgeschlossenen Kollektivvertrages.

§ 43. Für Dienstverhältnisse zu öffentlich-
rechtlichen Körperschaften oder zu von diesen

geführten Betrieben, Unternehmungen, An-
stalten, Stiftungen oder Fonds, die den Vor-
schriften des Abschnittes 3 unterliegen, sind,
soweit diese Körperschaften, Betriebe, Unter-
nehmungen, Anstalten, Stiftungen oder Fonds
keiner kollektivvertragsfähigen Berufsvereini-
gung oder gesetzlichen Interessenvertretung
(§ 41) angehören, die öffentlich-rechtlichen
Körperschaften selbst kollektiv vertragsfähig.

K o l l e k t i v v e r t r a g s a n g e h ö r i g -
kei t .

§ 44. Kollektivvertragsangehörig sind, soweit
der Kollektivvertrag nicht etwas anderes be-
stimmt, innerhalb seines räumlichen, fachlichen
und persönlichen Geltungsbereiches

1. die Dienstgeber und die Dienstnehmer, die
zur Zeit des Abschlusses des Kollektivver-
trages Mitglieder der am Kollektivvertrag
beteiligten Körperschaften waren oder
später werden,

2. die Dienstgelber, auf die der Betrieb eines
der in Z. 1 bezeichneten Dienstgeber über-
geht.

H i n t e r l e g u n g u n d K u n d m a c h u n g .

§ 45. (1) Jeder Kollektivvertrag ist binnen
zwei Wochen nach seinem Abschluß von den be-
teiligten Vertragsparteien der Dienstnehmer, im
Falle des § 40, Abs. (2), durch die gesetzliche
Betriebsvertretung in drei gleichlautenden Aus-
fertigungen, die von den vertragschließenden
Parteien ordnungsgemäß gefertigt sein müssen,
bei der Obereinigungskommission am Sitze des
Amtes der Landesregierung zu hinterlegen.

(2) Die Obereinigungskommission h a t d e n A b -
schluß des Kollektivvertrages binnen zwei W o -
chen nach der Hinterlegung durch Einschaltung
in die amtliche Landeszeitung kundzumachen.
Die Kundmachung h a t den Tag des Abschlusses
des Kollektivvertrages zu enthal ten.

(3) Die Kosten der Kundmachung sind von den
Kollektivvertragsparteien zu gleichen Teilen zu
tragen und im voraus zu erlegen.

(4) Die Obereinigungskommission ha t eine Aus-
fertigung des hinterlegten Kollektivvertrages
dem Hinterleger mit einer Bestätigung der durch-
geführten Hinterlegung zurückzustellen; eine
Ausfertigung ist dem Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft unter Bekanntgabe
der Kundmachung vorzulegen. Die dri t te Aus-
fertigung ist dem Katas ter de r Kollektivverträge
einzuverleiben.

(5) Der Hinterleger h a t weiters je eine A b -
schrift des Kollektivvertrages zu übermitteln

a) dem Bundesministerium für soziale Ver-
waltung in Wien,

b) dem Österreichischen Statistischen Zentral-
amt in Wien,

c) den Einigungskommissionen des Bundes-
landes,
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d) den nach dam Geltungsbereich des Kollek-
tivvertrages in Betracht kommenden gesetz-
lichen Interessenvertretungen der Dienst-
geber und der Dienstnehmer, sofern diese
nicht selbst Kollektivvertragsparteien sind

(6) Die bei der Obereinigungskommission hin-
terlegten und den Einigungskommissionen über-
mittelten Kollektivverträge können von jeder-
mann eingesehen werden.

§ 46. Jeder kollektivvertragsangehörige
Dienstgeber hat den Kollektivvertrag binnen drei
Tagen nach dem Tage der Kundmachung (§ 45)
im Betrieb in einem für alle Dienstnehmer zu-
gänglichen Raume aufzulegen und darauf in
einer Betriebskundmachung hinzuweisen.

Rechtswirkungen.

§ 47. (1) Der Kollektivvertrag wird, sofern, er
nicht selbst Bestimmungen über seinen Wir-
kungsbeginn enthält, mit der ordnungsgemäßen
Kundmachung wirksam. Die Wirksamkeit be-
ginnt im letzteren Falle mit dem der Kund-
machung folgenden Tage.

(2) Die Bestimmungen des Kollektivvertrages
gelten, soweit sie die Rechtsverhältnisse zwischen
Dienstgebern und Dienstnehmern regeln, als Be-
standteile der Dienstverträge, die zwischen den
kollektivvertragsangehörigen Dienstgebern und
Dienstnehmern abgeschlossen werden, und blei-
ben auch nach Ablauf des Kollektivvertrages so
lange in Geltung, als für diese Dienstverhältnisse
nicht ein neuer Kollektivvertrag wirksam oder
mit den betroffenen Dienstnehmern nicht ein
neuer Dienstvertrag abgeschlossen wird.

(3) Die Rechtswirkungen des Kollektivvertrages
treten auch für nicht kollektivvertragsangehörige
Dienstnehmer eines kollektivvertragsangehörigen
Dienstgebers ein.

(4) Die gemäß Abs. (3) eingetretenen Rechts-
wirkungen werden durch einen späteren Kollek-
t ivver t rag für dessen Geltungsbereich aufgehoben.

§ 48. Die Best immungen der §§ 45 bis 47
gelten sinngemäß für die Verlängerung und A b -
änderung von Kollektivverträgen.

Geltungsdauer.

§ 49. (1) Enthält ein Kollektivvertrag keine
Bestimmungen über die Geltungsdauer, so kann
er nach Ablauf eines Jahres jederzeit auf drei
Monate zum Letzten eines Kalendermonates ge-
kündigt werden. Die Kündigung muß zu ihrer
Rechtswirksamkeit gegenüber der anderen ver-
tragschließenden Partei mittels eingeschriebenen
Briefes ausgesprochen werden.

(2) Bei rechtswirksam erfolgter Kündigung hat
die Partei, die die Kündigung ausgesprochen hat,
der Obereinigungskommission binnen einer
Woche nach Ablauf der Kündigungsfrist das Er-
löschen des Kollektivvertrages anzuzeigen. Auch

die andere Kollektivvertragspartei ist berechtigt,
die Anzeige zu erstatten.

(3) Wird einer Berufsvereinigung gemäß § 41,
Abs. (3), die Kollektivvertragsfähigkeit aberkannt,
so erlöschen die von dieser Berufsvereinigung
abgeschlossenen Kollektivverträge mit dem Tage,
an dem die gemäß § 41, Abs. (3), ergangene Ent-
scheidung der Obereinigungskommission in der
amtlichen Landeszeitung verlautbart wird. Im
Falle des § 42 erlischt ein von der gesetzlichen
Interessenvertretung abgeschlossener Kollektiv-
vertrag für die Mitglieder der Berufsvereinigung
mit dem Tage, an dem der von der Berufsver-
einigung abgeschlossene Kollektivvertrag in
Wirksamkeit tritt.

(4) Das Erlöschen des Kollekt ivvertrages h a t
die Obereinigungskommission i m Kataster
der Kol lekt ivver t räge vo rzumerken . Die Ober -
einigungskommission, die den Abschluß des Kol-
lektivvertrages kundgemacht ha t , h a t auf Kosten
der Kollektivvertragsparteien das Erlöschen des
Kollektivvertrages b innen zwei Wochen nach
Einlangen der Anzeige [Abs. (2), beziehungs-
weise nach dem i m Abs. (3) bezeichneten Tage]
in der amtlichen Landeszeitung kundzumachen.
Die Best immungen des § 45, Abs. (4) u n d (5),
finden entsprechend Anwendung .

S a t z u n g .

§ 50. (1) Auf Amtrag einer kollektivvertrags-
fähigen Körperschaft [§ 41, Abs. (1)] kann durch
Beschluß der Obereinigungskommission ausge-
sprochen werden, daß ein gehörig kundgemach-
ter gültiger Kollektivvertrag, dem überwiegende
Bedeutung zukommt, in allen oder in einzelnen
seiner Bestimmungen, die die Rechtsverhältnisse
zwischen den Dienstgebern und den Dienstneh-
mern regeln, auch außerhalb seines Geltungsbe-
reiches für solche Dienstverhältnisse maßgebend
zu sein hat, die mit dem durch den Kollektiv-
vertrag erfaßten im wesentlichen gleichartig und
nicht schon durch einen Kollektivvertrag erfaßt
sind. Die in dem Beschluß aufgenommenen Be-
stimmungen werden als Satzung bezeichnet.

(2) Das Verfahren über die Festsetzung, A b -
änderung oder Aufhebung einer Satzung ist ein-
zuleiten, wenn ein Ant rag v o n einer kol lekt iv-
vertragsfähigen Körperschaft (§§ 41 u n d 43)
gestellt wird.

(3) In dem Beschluß sind der Inhalt , d e r Gel-
tungsumfang, der Beginn d e r Wirksamkei t und
die Geltungsdauer de r Satzung festzusetzen.

(4) D e r Beschluß der Obereinigungskom-
mission ist endgült ig. De r Beschluß ist in der
amtlichen Landeszeitung kundzumachen .

(5) Die Satzung ist einem Kataster einzuver-
leiben.

(6) Die Vorschriften der Abs. (1) bis (5) finden
auch auf das Verfahren wegen Änderung oder
Aufhebung einer Satzung Anwendung .
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R e c h t s W i r k u n g d e r S a t z u n g .

§ 51. (1) Die Bestimmungen der in Rechts-
kraft erwachsenen und gehörig kundgemachten
Satzung gelten innerhalb ihres örtlichen, fach-
lichen und persönlichen Geltungsbereiches von
dem in der Satzung festgesetzten Wirksamkeits-
beginn an als (Bestandteil jedes Dienstvertrages,
der zwischen einem Dienstgeber und einem
Dienstnehmer abgeschlossen ist oder während
der Geltungsdauer der Satzung abgeschlossen
wird.

(2) Ist in der Satzung ihr Wirksamkeitsbeginn
nicht festgesetzt, so beginnt ihre Wirkung von
dem Tage, an dem die Rechtskraft des Be-
schlusses auf Festsetzung der Satzung kundge-
gemacht [§ 50, Abs. (4)] wurde.

(3) Die Bestimmungen der Satzung können
durch Arbeitsordnung oder Dienstvertrag weder
aufgehoben noch beschränkt werden. Sonderver-
einbarungen sind, sofern sie die Satzung nicht
ausschließt, nur gültig, soweit sie für den Dienst-
nehmer günstiger sind oder Angelegenheiten be-
treffen, die in der Satzung nicht geregelt sind.

(4) Jeder Kollektivvertrag setzt für seinen
Geltungsbereich eine bestehende Satzung außer
Kraft.

E i n i g u n g s k o m m i s s i o n e n .

§ 52. (1) In jedem Bundesland ist mindestens
eine Einigungskommission am Sitze einer Be-
zirksverwaltungsbehörde zu errichten. Die Stand-
orte und Sprengel der Einigungskommissionen
bestimmen die Landarbeitsordnungen.

(2) Die Einigungskommission besteht aus einem
Vorsitzenden, seinem Stellvertreter und vier
Mitgliedern und ebensovielen Ersatzmännern.
Der Vorsitzende und sein Stellvertreter werden
von der Landesregierung aus dem Stande der
rechtskundigen Beamten der. in Betracht kom-
menden Bezirksverwaltungsbehörde bestellt. Die
Mitglieder, und zwar je zwei Vertreter der land-
und forstwirtschaftlichen Dienstgeber und Dienst-
nehmer, werden über Vorschlag ihrer gesetz-
lichen Intertesenvertretung oder, mangels einer
solchen, der zuständigen Berufsvereinigung von
der Landesregierung auf die Dauer von drei
Jahren berufen. In gleicher Weise wird für
jedes Mitglied ein Ersatzmann bestellt.

§ 53. Die Einigungskommissionen haben
einen Ausgleich anzubahnen und wenn erforder-
lich eine Entscheidung zu fällen,

a) wenn sich zwischen dem Betriebsinhaber
und der gesetzlichen Betriebsvertretung
Streitigkeiten über die Erlassung oder Ab-
änderung der Arbeitsordnung ergäben und

b) in den Fällen, in denen den Einigungs-
kommissionen auf Grund der Bestimmun-
gen über die Betriebsvertretung (§ 129)
die Entscheidung von Streitigkeiten über-
tragen ist.

O b e r e i n i g u n g s k o m m i s s i o n e n .

§ 54. (1) Bei dem Amt einer jeden Landesre-
gierung; wird eine Obereinigungskommission. er-
richtet. Sie besteht aus dem Vorsitzenden und nach
Bedarf aus einem oder mehreren Stellvertretern
und acht Mitgliedern und ebensovielen Ersatz-
männern. Der Vorsitzende und seine Stellver-
treter werden von der Landesregierung aus dem
Stande der rechtskundigen Beamten des Amtes
der Landesregierung bestellt. Für die Bestellung
der Mitglieder (Ersatzmänner) gelten die Be-
stimmungen des § 52, Abs. (2), sinngemäß.

(2) Die Mitglieder der Obereinigungskommis-
sion sind in Ausübung ihres Amtes unabhängig
und an keine Weisung gebunden.

§ 55. (1) Den Obereinigungskommisionen ob-
liegt:

a) bei Venhandlungen über den Abschluß
oder die Abänderung von Kollektivver-
trägen mitzuwirken, wenn ein Antrag
dieser Art von einer der beteiligten Ver-
tragsparteien oder von einer Behörde ge-
stellt wird;

b) bei Gesamtstreitigkeiten über den Ab-
schluß, die Abänderung oder über die Aus-
legung eines Kollektivvertrages auf Antrag
einer der am Streite beteiligten Parteien
oder einer Behörde Einigungsverhandlun-
gen einzuleiten und unter den Voraus-
setzungen des § 132 des Gesetzes einen
Schiedsspruch zu fällen;

c) die Registrierung und Kundmachung der
hinterlegten Kollektivverträge sowie deren
Verlängerungen und Abänderungen;

d) die Reigistrierung und Kundmachung des
Erlöschens von Kollektivverträgen;

e) die Beschlußfassung auf Festsetzung, Ab-
änderung oder Aufhebung von Satzungen
sowie die Registrierung und Kundmachung
solcher Beschlüsse;

f) die Zu- und Aberkennung der Kollektiv-
vertragsfähigkeit [§ 41, Abs. (2) und (3)];

g) die Abgabe eines Gutachtens über die Aus-
legung eines Kollektivvertrages auf Er-
suchen eines Gerichtes oder einer Verwal-
tungsbehörde;

h) die Anlage und Führung eines Katasters
der von ihnen beschlossenen Satzungen;

i) die Aufsicht über die Einigungskommissio-
nen und die Überwachung insbesondere
der Gleichartigkeit ihrer Geschäftsführung.

(2) Die Obereinigungskommissionen haben in
Angelegenheit des Abs. (1), lit. a und b,
zwischen den Streitteilen zu vermitteln und auf
eine Vereinbarung der Streitteile zwecks Bei-
legung der Streitigkeit hinzuwirken. Sie können
einen Schiedisspruch nur dann fällen, wenn die
beiden Streitteile vorher die schriftliche Erklä-
rung abgeben, daß sie sich dem Schiedsspruch
unterwerfen.
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(3) Schriftliche Vereinbarungen und Schieds-
sprüche gemäß. Abs. (2) gelten als Kollektiv-
verträge (§ 40).

4. Arbeitsschutz.

A r b e i t s z e i t .

§ 56. (1) Die wöchentliche Arbeitszeit in der
Landwirtschaft darf, abgesehen von den im § 58
enthaltenen Ausnahmen, dm Jahresdurchschnitt
für die mit dem Dienstgeber in Hausgemeinschaft
lebenden Dienstnehmer mit freier Station
54, Stunden nicht überschreiten.

(2) Für alle anderen Diens tnehmer darf die
Normalarbei tszei t während der Anbau - und
Erntezei t 54 S tunden wöchentlich nicht über-
schreiten; i n der arbeitsschwachen Zeit ist die
Arbeitszeit s o zu verkürzen , daß sie i m Gesamt-
jahresdurchschnitt 48 Stunden wöchentlich nicht
überschreitet.

(3) Die Eintei lung der wöchentlichen Arbeitszeit
in de r Landwirtschaft während de r einzelnen
Jahreszeiten regelt i m übrigen die Ausführungs-
gesetzgebung.

§ 57. (1) Die m i t de r Viehpflege, Melkung oder
mi t regelmäßigen Vernichtungen im Hausha l t
beschäftigten Diens tnehmer halben diese Arbeiten
auch über die no rma le Arbeitszeit h inaus ohne
Übers tundenent lohnung z u verr ichten. Diese A r -
beiten werden regelmäßig durch d e n Lohn abge-
golten. D e n Diens tnehmern gebühr t jedoch eine
entsprechende Freizeit nach Vereinbarung, min-
destens aber zwei freie Werk tage i m Mona t .

(2) D i e üblichen F r ü h - u n d Abendarbei ten, die
zu den vertragsmäßigen Verr ichtungen eines
Dienstnehmers gehören, gel ten nicht als Über -
stunden.

§ 58. Die wöchentliche Arbeitszeit darf
48 Stunden nicht überschreiten

a) in der Forstwirtschaft und in den forst-
wirtschaftlichen Nebenbetrieben,

b) in den land- und forstwirtschaftlichen Ge-
nossenschaftsbetrieben und

c) in den landwirtschaftlichen Nebenbetrieben,
in denen dauernd mehr als fünf Dienst-
nehmer beschäftigt sind.

Überstundenarbeit.
§ 59. (1) An einem Wochentag dürfen von einem

Dienstnehmer höchstens zwei Überstunden ver-
langt werden.

(2) Die Leistung von Überstunden über
die normale Arbeitszeit darf nicht verweigert
werden, wenn außergewöhnliche Umstände wie
drohende Wetterschläge und sonstige Elementar-
ereignisse, ferner Gefahren für das Vieh oder
drohendes Verderben der Produkte sowie Ge-
fährdung des Waldbestandes eine Verlängerung
der Arbeitszeit dringend notwendig machen.

Mindestruhezeit.

§ 60. (1) Dem Diens tnehmer gebühr t auch in,
der arbeitsreichen Zeit eine ununterbrochene
N a c h t r u h e von mindestens zehn S tunden inner-
halb 24 Stunden.

(2) Als Nachtruhezei t gil t i n der Regel die
Zeit zwischen 19 U h r u n d 5 U h r .

(3) Die Nach t ruhe k a n n ausnahmsweise aus d e n
im § 59 angeführten Gründen verkürzt werden.
Die Verkürzung hat jedoch durch eine ent-
sprechend längere Ruhezeit während der nächst-
folgenden Tage ihren Ausgleich zu finden.

A r b e i t s p a u s e n .

§ 61. Dem Dienstnehmer sind während der
Arbeitszeit für die Einnahme der Mahlzeiten
angemessene Arbeitspausen im Gesamtausmaß
von mindestens zwei Stunden täglich zu gewäh-
ren. Die Arbeitspausen werden in die Arbeitszeit
nicht eingerechnet.

S o n n - u n d F e i e r t a g s r u h e .

§ 62. (1) Die Sonntage sowie die Feiertage ge-
mäß dem Feiertagsruhegesetz vom 7. August
1945, St. G.Bl. Nr. 116, sind gesetzliche Ruhe-
tage. Welche sonstigen Feiertage (gebotene und
lässige) noch als Ruhetage anzusehen sind, be-
stimmen die Landarbeitsordnungen.

(2) Beginn u n d Daue r d e r Sonn tags ruhe s ind
fest zu begrenzen.

(3) Viehpflege, Melkung u n d unaufschiebbare
Arbeiten i m Haushal t sind von den hiezu be-
stimmten. Dienstnehmern auch an Sonn- und
Feiertagen ohne besondere Vergütung z u leisten,
doch gebührt diesen Dienstnehmern in jedem
Monat mindestens ein freier Sonntag oder gesetz-
licher Feiertag.

(4) Sonn- und Feiertagsarbeit ist zu vernich-
ten, wenn die rasche. Einbringung de r Ern te mi t
Rücksicht auf die Wit te rung dringend geboten
ist, ebenso bei Elementarereignissen; auch sonsti-
ge für die Aufrechterhaltung des Betriebes erfor-
derliche unaufschiebbare Arbeiten sind zu
leisten.

(5) D e n Diens tnehmern ist an Sonn- u n d
Feiertagen die zur Erfüllung religiöser Pflichten
erforderliche Zeit. freizugeben.

E n t l o h n u n g d e r Ü b e r s t u n d e n u n d
d e r Sonn- u n d F e i e r t a g s a r b e i t .

§ 63. (1) Die Leistung von Überstunden über
die normale Arbeitszeit wird besonders vergütet
(Überstundenentlohnung), sofern die Mehr-
dienstleistung nicht durch Freizeit ausgeglichen
werden kann.

(2) Für jede Überstunde gebührt eine beson-
dere Entlohnung, die mindestens 50 v. H. höher
ist als der Stundenlohn, wobei nicht nur die
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Geld-, sondern auch die Naturalbezüge zu be-
rücksichtigen sind. Für die Bewertung der Na-
turalbezüge gelten die für die Zwecke der So-
zialversicherung festgesetzten Bewertungssätze.
Für Arbeiten bei Nachtzeit und an Sonntagen
wird ein 100%iger Aufschlag zum Stundenlohn
gewährt.

(3) Für Feiertage, die gemäß § 62, Abs. (1) als
Ruhe tage gelten, ist das regelmäßige Entgel t
[§ 8, Abs. (2)] zu leisten. Wird an diesen Tagen
gearbeitet, gebühr t , sofern die Arbei ten n ich t zu
den im § 62, Abs. (3) verzeichneten zählen, außer
dem regelmäßigen Entgelt das auf die geleistete
Arbei t entfallende Entgelt;.

(4) D u r c h Kollekt ivver t rag k a n n eine abwei-
chende Regelung erfolgen.

F r e i z e i t f ü r D i e n s t n e h m e r m i t
e i g e n e r W i r t s c h a f t .

§ 64. Diens tnehmern m i t eigener Wirtschaft
ist die zur Verrichtung von unaufschiebbaren
Arbeiten notwendige Zeit in gegenseitigem Ein-
vernehmen ohne Ent lohnung freizugeben. Diese
Freizeit bedeutet keine Unterbrechung des
Dienstverhältnisses.

U r l a u b .

§ 65. (1) D e m Diens tnehmer gebühr t in jedem
Dienstjahr ein ununterbrochener Ur l aub von
zwölf Werktagen. Das Urlaubsausmaß erhöht
sich auf 18 Werktage , wenn das Dienstverhäl t -
nis ohne Unterbrechung fünf Jahre , u n d auf
24 Werktage , wenn es 15 Jahre gedauert ha t .

(2) Der Anspruch auf Ur laub im ersten Dienst-
jahr entsteht nach Zurücklegung einer ununter-
brochenen Dienstzeit von neun Monaten.

(3) Die in den einzelnen Bundesländern außer-
halb des Feiertagsruhegesetzes in Betrieben de r
Land- u n d Forstwirtschaft eingehaltenen ge-
botenen oder lässigen Feiertage werden jenen
Dienstnehmern, die an diesen Feiertagen tatsäch-
lich keine Arbeit leisten, bis zu einem Dr i t t e l
des Urlaubsausmaßes auf den Urlaubsanspruch
angerechnet.

(4) Für die Bemessung der Urlaubsdauer sind
Dienstzeiten, die keine längeren Unterbrechun-
gen als jeweils 60 Tage aufweisen, zusammen-
zurechnen.

(5) Zeiten, während deren Personen, die dem
Opferfürsorgegesetz vom 4. Jul i 1947, B. G. Bl.
N r . 183, unterliegen, nachweisbar aus politischen
Gründen in Haf t waren, sind für die Bemessung
der Urlaubsdauer anzurechnen.

(6) Die Zeit, während der ein Dienstnehmer
durch Krankhei t oder Unglücksfall an der Lei-
stung seiner Arbei t verhindert ist, wird in den
Ur laub nicht eingerechnet.

Urlaubsantritt.

§ 66. (1) Der Ze i tpunk t dies Ur laubsan t r i t t es
ist i m Einvernehmen zwischen d e m Dienstgeber
u n d d e m Diens tnehmer un te r Rücks ich tnahme
auf die Erfordernisse des Betriebes u n d die Er-
holungsmöglichkeit des Dienstnehmers zu be-
stimmen.

(2) Der Urlaub kann auch auf einzelne Tage
verteilt werden, wobei jedoch dem Dienstnehmer
in jedem Dienstjahr ein zusammenhängender
Urlaub von mindestens einer Arbeitswoche ge-
wahrt bleiben muß.

U r l a u b s e n t g e l t .

§ 67. (1) Während des Urlaubes behält der
Dienstnehmer seinen Anspruch auf das Entgelt
[§ 8, Abs. (2)].

(2) Ist Kost vereinbart und nimmt sie der
Dienstnehmer während des Urlaubes nicht in
Anspruch, so gebührt ihm an ihrer Stelle für
jeden Urlaubstag einschließlich der in den Urlaub
fallenden Sonn- und Feiertage eine Vergütung
in der Höhe des Eineinhalbfachen der für Zwecke
der Sozialversicherung festgesetzten Bewertungs-
sätze.

A b f i n d u n g .

§ 68. (1) Wenn das Dienstverhältnis im ersten
Dienstjahr vor Erwerb des Urlaubsanspruches
gelöst wird, gebührt dem Dienstnehmer eine Ab-
findung der Anwartschaft auf Urlaub.

(2) W e n n das Dienstverhäl tnis vor Verbrauch
des e rworbenen Urlaubsanspruches gelöst wird,
gebühr t d e m Diens tnehmer eine Abf indung des
Urlaubsanspruches.

(3) Die Abfindung d e r Anwartschaf t auf Ur-
laub [Abs. (1)] be t räg t fü r jede W o c h e seit Be-
ginn des Dienstjahres ein Zweiundfünfzigstel des
auf zwei Wochen entfallenden Entgeltes [§ 8,
Abs. (2)].

(4) Die Abfindung des Urlaubsanspruches
[Abs. (2)] be t rägt für jede W o c h e seit Beginn
des Dienstjahres, in dem d e r Urlaubsanspruch
nicht verbraucht wurde, ein Zweiundfünfzigstel
des Urlaubsentgeltes, das d e m Diens tnehmer ge-
bührt hätte, wenn er in dem betreffenden
Dienstjahr den Urlaub verbraucht hätte.

V e r l u s t des A n s p r u c h e s a u f U r l a u b
u n d A b f i n d u n g .

§ 69. Wenn der Dienstnehmer ohne wichtigen
Grund vorzeitig austritt, hat er keinen Anspruch
auf Abfindung gemäß § 68.

P f ä n d u n g s s c h u t z .

§ 70. Daß Urlaubsentgelt und die Abfindung
sind der Exekution entzogen, soweit diese nicht
Unterhaltsansprüche betrifft.
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A l l g e m e i n e F ü r s o r g e p f l i c h t d e s
D i e n s t g e b e r s .

§ 71. Der Dienstgeber ist verpflichtet, hin-
sichtlich der Wohn- und Arbeitsräume, Maschi-
nen, Betriebseinrichtungen und Arbeitsgeräte auf
seine Kosten alle sanitären und sonstigen not-
wendigen Vorkehrungen zu treffen, die mit
Rücksicht auf die Art der Beschäftigung und
Einrichtung der Arbeitsstätte zum Schutze des
Lebens, der Sittlichkeit und der Gesundheit des
Dienstnehmer erforderlich sind. Wenn es die
Besonderheit der Arbeit erfordert, ist dem
Dienstnehmer eine entsprechende Schutzklei-
dung zur Verfügung zu stellten.

S i c h e r h e i t s v o r s c h r i f t e n g e g e n
A r b e i t s u n f ä l l e .

§ 72. (1) Alle in Betrieben der Land- und
Forstwirtschaft verwendeten Maschinen und
Gerätschaften müssen mi t d e n erforderlichen
Schutzvorrichtungen versehen sein. Ebenso
müssen d i e . Arbeitsstät te , d ie baulichen Einrich-
tungen u n d die Betriebsmittel entsprechend
gegen Unfallsgefahr gesichert sein.

(2) Die jeweils geltenden Sicherheitsvorschrif-
ten müssen s t reng eingehalten werden .

(3) Die Ausführungsgesetze treffen die näheren
Best immungen übe r d e n Dienstnehmerschutz .

S c h u t z d e r F r a u e n .

§ 73. (1) In den Betrieben der Land- und
Forstwirtschaft dürfen weibliche Dienstnehmer
ohne Unterschied des Alters zur Nachtarbeit
nicht herangezogen werden.

(2) Die Nachtruhezeit darf nur verkürzt wer-
den, wenn außerordentliche Umstände, wie dro-
hende Wetterschläge, Elementarereignisse, Er-
krankung der Haustiere sowie sonstige erheb-
liche Gefahren für den Betrieb Nachtarbeit not-
wendig machen.

§ 74. Den weiblichen Dienstnehmerin, die
einen eigenen Haushalt führen, ist für die
Verrichtung ihrer häuslichen Arbeiten und
zur Pflege ihrer Kinder eine angemessene
freie Zeit ohne Schmälerung des Entgeltes.
zu gewähren. Sie erhalten zu diesem Zwecke
jeden Monat, in dem sie voll beschäftigt
sind, einen freien Tag. Die tägliche Arbeitspause
wird für sie um eine Stunde verlängert. Sie
sind von der Pflicht zur Leistung von Arbeiten
an Sonn- und Feiertagen befreit. Der Vortag
vor Weihnachten, Ostern und Pfingsten ist
ihnen frei zu geben; allein die bei der Vieh-
wartung und Melkung notwendigen Arbeiten
müssen von ihnen auch an diesen Tagen ver-
richtet werden.

Mutterschutz.

§ 75. (1) Schwangere Dienstnehmerinnen sind
verpflichtet, den Eintritt der Schwangerschaft
dem Dienstgeber mitzuteilen.

(2) Vom vierten Monat der Schwangerschaft
an darf die Dienstnehmerin nicht mit schweren
körperlichen Arbeiten beschäftigt werden. Vor
diesem Zeitpunkt ist eine Beschäftigung der
Schwangeren verboten, wenn nach ärztlichem
Zeugnis Leben und Gesundheit von Mütter
oder Kind gefährdet sind.

(3) Schwangere und stillende Müt ter dürfen
zu Überstundenarbeiten und zu Arbeiten an
Sonn- und Feiertagen nicht herangezogen wer-
den. Die Ausnahmsbestimmungen des § 73,
Abs. (2), finden keine Anwendung. Jede
Beschäftigung über acht Stunden täglich ist vom
vierten Monat der Schwangerschaft an unzu-
lässig.

(4) Schwangere sind in den letzten sechs W o -
chen vor der Niederkunft auf ihr Verlangen
von jeder Arbeit zu befreien.

(5) Wöchnerinnen dürfen bis zum Ablauf von
sechs Wochen nach der Niederkunft nicht be-
schäftigt werden. Für stillende Mütter verlän-
gert sich diese Frist auf acht Wochen, für solche
nach Frühgeburten auf zwölf Wochen. Bei
schweren Entbindungen darf die Arbeit erst mit
Bewilligung des Arztes aufgenommen werden.

(6) Dienstnehmerinnen, die ihre Kinder selbst
stillen, ist die zum Stillen erforderliche Zeit
freizugeben.

(7) Dienstnehmerinnen dürfen aus Anlaß
ihrer Schwangerschaft nicht gegen ihren Willen
entlassen werden. Während der Schwangerschaft
und bis zum Ablauf von vier Monaten nach der
Niederkunft dürfen sie nicht gekündigt werden,
wenn dem Dienstgeber zur Zeit der Kündigung
die Schwangerschaft oder Niederkunft bekannt
war oder unverzüglich mitgeteilt wird. Im
gegenseitigen Einvernehmen kann jedoch das
Dienstverhältnis gelöst werden.

S c h u t z d e r J u g e n d l i c h e n .

§ 76. (1) Bei der Beschäftigung von. Jugend-
lichen bis zum vollendeten 18. Lebensjahr ist
auf deren Gesundheit und körperliche Entwick-
lung besonders Rücksicht zu nehmen. Auch ist
ihnen die Möglichkeit der weiteren Ausbildung
durch den Besuch von land- oder forstwirt-
schaftlichen Fortbildungsschulen (Kursen) zu
geben.

(2) Jugendliche bis zum vollendeten 18. Le-
bensjahr dürfen zur Nachtarbeit und zur Über-
stundenarbeit nicht und zu Arbeiten an Sonn-
und Feiertagen nur in besonders dringlichen
Fällen herangezogen werden.
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(3) Die wöchentliche Arbeitszeit der Jugend-
lichen bis zum vollendeten 18. Lebensjahr darf
im Jahresdurchschnitt 48 Stunden u n d • während
der Anbau- und Erntezei t 54 Stunden nicht über-
schreiten.

(4) Jugendlichen Diens tnehmern gebühr t bis
z u m Ende des Kalenderjahres, i n d e m sie das
18. Lebensjahr vollenden, in jedem Dienstjahr
ein zusammenhängender U r l a u b v o n 24 W e r k -
tagen, wobei eine Einrechnung der eingehaltenen
gebotenen und lässigen Feiertage bis zu acht
Werk tagen stattfindet, soweit von ihnen an diesen
Feiertagen tatsächlich keine Arbei t geleistet wird.

(5) Betriebsinhabern, die wegen Über t re tung
von Vorschriften, betreffend den Schutz der
Jugendlichen, bestraft werden, kann auf Ant rag
d e r Land- u n d Forstwirtschaftsinspektion die
Beschäftigung von Jugendlichen auf bes t immte
Zeit oder auf Dauer untersagt werden .

K i n d e r a r b e i t .

§ 77. Das Bundesgesetz, betreffend die
Grundsätze für die Regelung der Kinderarbeit
in der Land- und Forstwirtschaft, B. G. Bl.
Nr. 297/1935, bildet einen Bestandteil dieses
Gesetzes.

5. Arbeitsordnung.

§ 78. (1) In allen Betrieben der Land- und
Forstwirtschaft — mit Ausnahme der bäuer-
lichen Betriebe — mit dauernd mehr als zehn
beschäftigten Dienstnehmern einschließlich der
Lehrlinge ist zur Regelung der betrieblichen
Arbeitsbedingungen in Betrieben vom Betriebs-
inhaber eine Arbeitsordnung zu erlassen, die an
gut sichtbarer und für alle Dienstnehmer zu-
gänglichen Stelle im Betriebe anzuschlagen ist;
sie ist sämtlichen Dienstnehmern bei ihrem Ein-
tritt bekanntzugeben. Die Kenntnisnahme ist
von ihnen zu bestätigen.

(2) Die Arbeitsordnung kann, soweit sie nicht
zwischen kollektivvertragsfähigen Körperschaf-
ten vereinbart worden ist, vom Betriebsinhaber
nur mit Zustimmung des Betriebsrates (Ver-
trauensmänner) erlassen oder abgeändert werden.

§ 79. Die Arbeitsordnung hat den Zeitpunkt
ihres Wirksamkeitsbeginnes und insbesondere
Bestimmungen hinsichtlich folgender Arbeitsbe-
dingungen zu enthalten über

1. die verschiedenen Arbeitergruppen im Be-
triebe sowie die Art der Verwendung der
Frauen, Jugendlichen und Lehrlinge;

2. die Art und Weise der für Jugendliche
und Lehrlinge vorgeschriebenen Berufsfortbil-
dung;

3. die Arbeitstage, Beginn und Ende der Ar-
beitszeit und über Dauer und Lage der Arbeits-
pausen;

4. den Umfang der Sonn- und Feiertagsarbeit;

5. die Zeit der Abrechnung und Auszahlung
des Arbeitsentgeltes und der Ausfolgung der
Naturalien;

6. die Befugnisse und Obliegenheiten der
Aufsichtspersonen;

7. die Behandlung der Arbeiter im Falle
einer Erkrankung oder eines Unglücksfalles;

8. Lohnabzüge, soweit sie nicht gesetzlich
vorgeschrieben sind;

9. Art, Höhe und Verwendung der Diszi-
plinarstrafen, die bei Übertretung der Arbeits-
ordnung verhängt werden;

10. Kündigungsfristen und über die Fälle, in
denen das Dienstverhältnis vorzeitig aufgelöst
werden kann;

11. Unfall- und Gesundheitsschutz.

§ 80. (1) Die Arbeitsordnung ist acht Tage
vor ihrem beabsichtigten Anschlag im Betriebe
in zwei Gleichschriften der örtlich zuständigen
Land- und Forstwirtschaftsinspektion vorzu-
legen. Das gleiche gilt im Falle einer Änderung
der Arbeitsordnung. Die Land- und Forstwirt-
schaftsinspektion hat, wenn an dem Inhalt der
Arbeitsordnung nichts zu beanstanden ist, eine
Gleichschrift mit dem Vermerk über die Ein-
sichtnahme dem Betriebsinhaber zurückzu-
stellen.

(2) I m Falle einer Beanstandung k a n n die
Land- u n d Forstwirtschaftsinspektion eine en t -
sprechende Änderung d e r Arbei tsordnung ver-
langen. W i r d i h r em Verlangen innerha lb einer
gestellten Frist nicht entsprochen, so k a n n sie
die Anzeige an die Einigungskommission er-
stat ten, welche endgültig, entscheidet.

(3) Die Best immungen d e r Arbei t sordnung
sind für ihren Geltungsbereich als Mindest-
bedingungen rechtsverbindlich. Sie k ö n n e n durch
Dienstver t rag weder aufgehoben noch be-
schränkt werden.

(4) Die Geltung der Arbeitsordnung wird durch
den Übergang des Betriebes auf einen anderen
Betriebsinhaber in ihrer Rechtswirkung nicht be-
rührt.

6. Arbeitsaufsicht.

A l l g e m e i n e s .

§ 81. (1). Zur Wahrnehmung des gesetzlichen
Schutzes der Arbeiter, Angestellten und Lehrlinge
in Betrieben der Land- und Forstwirtschaft ist
eine Land- und Forstwirtschaftsinspektion einzu-
richten.

(2) Insoweit Vorschriften dieses Gesetzes auch
auf Betriebe der Land- und Forstwirtschaft An-
wendung finden, in denen nur familieneigene
Arbeitskräfte beschäftigt werden, obliegt der
Land- und Forstwirtschaftsinspektion die Über-
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wachung der Einhaltung dieser Bestimmungen
auch in diesen Betrieben.

A u f g a b e n u n d B e f u g n i s s e d e r
L a n d - u n d Forstwirtschafts-

inspektion.

§ 82. (1) Die Land- und Forstwirtschaftsin-
spektion hat durch fortlaufende Betriebskon-
trollen die Einhaltung der zum Schutze der
land- und forstwirtschaftlichen Dienstnehmer
erlassenen Gesetze, Verordnungen und Verfü-
gungen zu überwachen, insbesondere bezüglich
des Lebens, der Gesundheit u n d Sittlichkeit, der
Verwendung der Dienstnehmer, de r Arbeitszeit ,
der Dienstnehmerverzeichnisse, Arbeitsordnung,
Lohnzahlung, Beschäftigung der Jugendlichen,
Ausbildung der Lehrlinge und der Kinderarbei t .
Insbesondere ha t sie die in den Betrieben ver-
wendeten landwirtschaftlichen Maschinen und
alle baulichen Anlagen auf die vorgeschriebenen
Schutzmaßnahmen, beziehungsweise auf den
baulichen Zustand hin zu überprüfen.

(2) In den Fragen der vorbeugenden Gesund-
heitsfürsorge u n d der Unfallverhütung ist das
Einvernehmen mi t den zuständigen landwirt-
schaftlichen Sozialversicherungsträgern herzu-
stellen.

(3) Hinsichtlich M i t w i r k u n g d e r Land- u n d
Fors twi r t s cha f t i n spek t ion bei Er laß , bezie-
hungsweise Ä n d e r u n g der Arbe i t so rdnungen
wird auf d ie Bes t immungen des § 80 verwiesen.

(4) Die Organe der Land- und Forstwirt-
schaftsinspektion sind befugt, die Aufenthalts-
räume und Arbeitsstätten, die vom Betriebs-
inhaber bereitgestellten Wohnungen und Unter-
künfte sowie die Wohlfahrts- und sanitären An-
lagen usw. jederzeit zu betreten und zu be-
sichtigen. Dem Betriebsinhaber steht es frei, der
Besichtigung beizuwohnen. Auf Verlangen ist er
hiezu verpflichtet. In Betrieben, in welchen Be-
triebsräte (Vertrauensmänner) bestellt sind,
sind diese den Besichtigungen beizuziehen.

§ 83. Die Organe der Land- und Forstwirt-
schaftsinspektion sind ferner befugt:

1. den Betriebsinhaber, dessen Stellvertreter
und die im Betriebe beschäftigen Dienstnehmer
über Umstände zu befragen, die ihren Wir-
kungsbereich berühren;

2. vom Betriebsinhaber die Vorlage der
Dienstnehmerverzeichnisse, der Kollektiv- und
Einzelverträge, der Lehrverträge und der Lohn-
listen sowie der Urlaubslisten und der Arbeits-
ordnung zu verlangen.

§ 84. (1) Die Organe der Land- und Forstwirt-
wirtschaftsinspektion haben die Dienstgeber bei
der Erfüllung ihrer Pflichten gegenüber den
Dienstnehmern durch Rat zu unterstützen. Sie
haben die Dienistgeber und die Dienstnehmer bei
sich bietender Gelegenheit über die Notwendig-

keit und den Gebrauch von Schutzvorkehrungen
bei Maschinen und Geräten und über die Be-
deutung von Maßnahmen der Gesundheitspflege
und der Unfallverhütung und von Maßnahmen
zum Schutze der Sittlichkeit in Betrieben zu be-
lehren; sie haben schließlich eine vermittelnde
Tätigkeit zum Ausgleich der Interessen der
Dienstgeber und der Dienstnehmer auszuüben
und sollen bei Streitigkeiten zur Wiederherstel-
lung des Einvernehmens beitragen. Hiebei haben
sie sich der Mitarbeit der Organe der im Betrieb
errichteten Betriebsvertretung zu bedienen.

(2) Die Betr iebsvertretungen haben wahrge-
nommene Mängel hinsichtlich- de r Einhal tung v o n
Vorschriften über den Dienstnehmerschutz der
Land- und Forstwirtschaftsinspektion z u r Kennt -
nis zu br ingen; erforderlichenfalls haben sie eine
Revision des Betriebes zu beantragen.

(3) W e n n nach Ansicht d e r Land- u n d Fors t -
wirtschaftsinspektion die Verwendung eines Ar-
beits(Hilfs)stoffes ode r Arbeitsmittels d ie Dienst-
nehmer gefährdet, so ist sie berechtigt, eine Probe
in dem unbedingt erforderlichen Ausmaße zu
entnehmen und deren fachliche Untersuchung
durch eine hiezu befugte Ansta l t zu veranlassen.
Ferner ha t die Land- u n d Forstwirtschaftsinspek-
t ion, wenn nach ihrer Ansicht für die Dienst-
nehmer bereitgestelltes Tr inkwasser oder im Be-
triebe an die Diens tnehmer verabreichte Lebens-
mit te l die Gesundhei t gefährden, de r zuständigen
Bezirksverwaltungsbehörde Anzeige zu erstat ten.

(4) Die Kosten der Untersuchungen nach
Abs. (3), 1. Satz, ha t der Betriebsinhaber zu
tragen, wenn sich wach dem Untersuchungs-
ergebnis die Ansicht d e r Land- und Forstwir t -
schaftsinspektion als richtig erweist.

§ 85. (1) Stellt ein Organ de r Land- u n d Forst-
wirtschaftsinspektion eine Übe r t r e tung einer V o r -
schrift z u m Schutze der Diens tnehmer fest, so
ha t es d e m Betriebsinhaber oder seinem Beauf-
t ragten den Auftrag zu erteilen, unverzüglich den
den geltenden Vorschriften u n d behördlichen
Verfügungen entsprechenden Zustand herzu-
stellen. W e n n diesem Auftrag nicht entsprochen
wird, h a t die Land- u n d Forstwirtschaftsinspek-
tion die Anzeige an die zuständige Bezirksver-
waltungsbehörde zu ers ta t ten, falls die Anzeige
nicht bereits anläßlich der Feststellung der Über -
tretung erstattet wurde. Mit der Anzeige kann
auch ein Antrag hinsichtlich des Strafausmaßes
gestellt werden.

(2) Die Bes t immungen des A b s . ( 1 ) finden keine
A n w e n d u n g auf Betr iebe des Bundes, de r Bundes-
länder, d e r Bezirke u n d Gemeinden. W i r d in
solchen Betrieben eine Über t r e tung einer Vor-
schrift z u m Schutze de r Diens tnehmer festgestellt,
so h a t die Land- und Forstwirtschaftsinspektion
der vorgesetzten Dienststelle Anzeige zu ers tat ten.

(3) W e n n die Land- u n d Forstwirtschafts-
inspektion de r Ansicht ist, daß in einem Betriebe
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Vorkehrungen zum Schutze des Lebens, der Ge-
sundheit und der Sittlichkeit der Dienstnehmer
erforderlich sind, so hat sie, wenn die gesetz-
lichen Voraussetzungen für eine behördliche Ver-
fügung gegeben sind, bei der zuständigen Bezirks-
verwaltungsbehörde die Erlassung der erforder-
lichen Verfügung zu beantragen, es sei denn,
daß der Betriebsinhaber dem Auftrag der Land-
und Forstwirtschaftsinspektion, Abhilfe zu
schaffen, entspricht.

(4) W e n n die Land- u n d Forstwirtschafts-
inspektion anläßlich einer Besichtigung (§ 82)
findet, d a ß der Schutz d e r Diens tnehmer so-
fortige Abhilfe erforder t , so ha t sie an Stelle der
sonst zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde die
erforderliche Verfügung schriftlich mi t der
gleichen W i r k u n g selbst zu treffen, als o b sie v o n
dieser Behörde erlassen worden wäre . Eine A b -
schrift des Bescheides ist de r Bezirksverwaltungs-
behörde u n d d e r Betr iebsvertretung zuzustellen.

(5) Ü b e r alle Anzeigen u n d Ant räge der Land-
und Forstwirtschaftsinspektion ist von d e r Be-
zirksverwal tungsbehörde b innen zwei Wochen,
das Verfahren durchzuführen. Gelangt die Be-
zirksverwal tungsbehörde bei den Erhebungen zu
der Ansicht, daß das Strafverfahren einzustellen
ist oder eine niedrigere Strafe als v o n de r Land-
u n d Forstwirtschaftsinspektion beant ragt wurde,
zu verhängen ist, so ha t sie v o r Einstellung des
Strafverfahrens, beziehungsweise v o r Fällung des
Erkenntnisses der Land- u n d Forstwirtschaftsin-
spekt ion Gelegenheit z u r Stel lungnahme zu
geben. Eine schriftliche Ausfert igung des er-
lassenen Bescheides ist der Land- u n d Forstwir t -
schaftsinspektion zuzustellen.

§ 86. (1) Die Land- u n d Forstwirtschaftsinspek-
t ion ist begutachtendes Fachorgan auf d e m
Gelbiet des Arbeitsschutzes in d e r Land-
u n d Forstwirtschaft . Die Verwal tungsbehörden
sind verpflichtet, vo r Erlassung von Entschei-
dungen u n d Verfügungen, die für den Schutz
v o n land- u n d forstwirtschaftlichen Dienst-
nehmern v o n Bedeutung sind, eine Äußerung
der Land- u n d Forstwirtschaftsinspektion ein-
zuholen. Letztere können von den Verwaltungs-
behörden zur Erstattung von Gutachten oder Vor-
schlägen über zu verfügende Maßnahmen zum
Schutze der land- und forstwirtschaftlichen
Dienstnehmer herangezogen werden. Sie können
aber auch unaufgefordert solche Gutachten und
Vorschläge erstatten.

(2) Wird in einer den Schutz der land- und
forstwirtschaftlichen Dienstnehmer betreffenden
Angelegenheit durch die Verwaltungsbehörde das
Ermittlungsverfahren eingeleitet, so ist die Land-
und Forstwirtschaftsinspektion berechtigt, an
diesem Verfahren teilzunehmen. Sie ist zur Teil-
nahme an der mündlichen Verhandlung, die in
dem Ermittlungsverfahren stattfindet, zu laden.

§ 87. In den Fällen des § 85, Abs. (5), und
§ 86 steht der Land- und Forstwirtschafts-
inspektion gegen den Bescheid der zuständigen
Verwaltungsbehörde erster Instanz die Berufung
zu, wenn der Bescheid dem von der Land- und
Forstwirtschaftsinspektion gestellten Antrag oder
der abgegebenen Äußerung nicht entspricht oder
wenn sie vor Erlassung von Entscheidungen und
Verfügungen (§ 86) nicht gehört worden ist.

§ 88. (1) Die Organe der Land- und Forst-
wirtschaftsinspektion sind verpflichtet, über alle
ihnen bei Ausübung ihres Dienstes bekanntge-
wordenen Geschäfte- und Betriebsgeheimnisse
strengste Verschwiegenheit zu bewahren.

(2) Übertretungen dieser Bestimmung sind
durch die Landarbeitsordnungen mit gericht-
lichen Strafen zu bedrohen.

§ 89. Die Land- und Forstwirtschaftsinspek-
tionen haben alljährlich über ihre Tätigkeit und
Wahrnehmungen einen Bericht der Landesregie-
rung zu erstatten, den diese zu verwerten und
in einer zusammenfassenden Darstellung in der
amtlichen Landeszeitung zu veröffentlichen hat.

V e r f a h r e n s b e s t i m m u n g .

§ 90. Auf das Verfahren der Land- und Forst-
wirtschaftsinspektion finden, soweit in diesem
Gesetz nichts anderes bestimmt wird, die Vor-
schriften des Allgemeinen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes vom 21. Juli 1925, B.G.Bl. Nr. 274,
sinngemäß Anwendung.

R e c h t s h i l f e .

§ 91. Alle Behörden sowie die gesetzlichen
Interessenvertretungen der Dienstgeber und
Dienstnehmer haben die Land- und Forstwirt-
schaftsinspektionen bei Erfüllung ihrer Aufgaben
zu unterstützen.

Z u s a m m e n a r b e i t m i t d e n T r ä g e r n
d e r S o z i a l v e r s i c h e r u n g .

§ 92. (1) Die Träger der Sozialversicherung
haben die Land- und Forstwirtschaftsinspektionen
in ihrer Wirksamkeit zu unterstützen.

(2) Die Land- u n d Forstwirtschaftsinspektionen
haben in Angelegenheiten der Unfa l lve rhü tung
auf ständige Zusammenarbei t mi t den in Be-
tracht k o m m e n d e n T räge rn der Sozialversiche-
rung Bedacht zu nehmen.

(3) A n Betriebsbesichtigungen der Land- u n d
Forstwirtschaftsinspektionen haben sich die
Träger der Sozialversicherung über Verlangen
der Land- u n d Forstwirtschaftsinspektionen
nach Tunl ichkei t durch Entsendung v o n fach-
kundigen Organen z u beteiligen. D i e Kosten,
die aus der Te i lnahme an solchen Betriebsbesich-
t igungen erwachsen, sind v o n den Träge rn der
Sozialversicherung zu t ragen.
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(4) Die Träger der Sozialversicherung können
bei den Land- und Forstwirtschaftsinspektionen
die Vornahme von Betriebsbesichtigungen bean-
tragen, wenn nach ihrer Ansicht in einem Be-
trieb Maßnahmen im Interesse eines wirksamen
Gesundheitsschutzes und der Unfallverhütung
notwendig erscheinen. Zu solchen Betriebsbe-
sichtigungen haben die Land- und Forstwirt-
schaftsinspektionen Organe des antragstellenden
Trägers der Sozialversicherung beizuziehen.

§ 93. Die Organe von Trägern der Sozial-
versicherung, die an Betriebsbesichtigungen [§ 92,
Abs. (3) und (4)] teilnehmen, unterliegen der den
Land- und Forstwirtschaftsinspektionen aufer-
legten Verschwiegenheitspflicht [§ 88, Abs. (1)].
Die Strafbestimmungen gelten sinngemäß.

Organisation.

§ 94. (1) Bei jedem A m t de r Landesregierung
ist eine Land- und Forstwirtschaftsinspektion ein-
zurichten.

(2) Die Aufsicht über die Land- u n d Forst-
wirtschaftsinspektion ü b t die Landesregierung
aus.

(3) Als Voraussetzung für eine Anstel lung als
O r g a n der Land- u n d Forstwirtschaftsinspektion
ist in den Landarbei tsordnungen vorzusehen:
österreichische Staatsbürgerschaft, Unbescholten-
heit, vollendetes 30. Lebensjahr und entsprechende
Kenntnisse und praktische Erfahrungen auf land-
u n d forstwirtschaftlichem Gebiete. Kriegsbeschä-
digte und Personen, auf die die Begünstigungen
des Opferfürsorgegesetzes Anwendung finden,
sind bei der Einstellung zu bevorzugen.

7. Lehrlingswesen.

Al lgemeine Vorschr i f ten .

§ 95. (1) Die Fachausbildung gliedert sich in
eine fachliche Ausbildung für die Landwirtschaft
und die Forstwirtschaft.

(2) Die Fachausbildung umfaßt:

a) die Lehre,

b) die fachliche Fortbildung.

(3) Das Berufsausbildungsgesetz (§ 108) be-
stimmt, inwieweit die Fachausbildung pflichtge-
mäß oder freiwillig zu erfolgen hat.

L e h r v e r h ä l t n i s .

§ 96. (1) Das Lehrverhältnis ist ein Ausbildungs-
verhältnis.

(2) Als Lehrling kann aufgenommen werden,
wer körperlich und geistig gesund ist und min-
destens die Volksschule besucht ha t .

(3) Der Ein t r i t t in das Lehrverhäl tnis erfolgt
in der Regel i m Anschluß an die Erfüllung der
allgemeinen Schulpflicht.

(4) Die Lehrlingsausbildung erfolgt in aner-
kannten Lehrbetrieben.

(5) Die Lehre h a t die Grund lagen des p rak-
tischen Wissens u n d Könnens i m Berufe zu ver-
mitteln und den Lehrling mit allen in das Fach
einschlägigen Arbeiten vertraut zu machen.

(6) Die landwirtschaftl iche Lehre k a n n auch im
elterl ichen Betriebe durchgemacht werden , jedoch
muß das letzte Lehrjahr in einem fremden Lehr-
betrieb abgeleistet werden. In der Forstlehre muß
die gesamte Lehrzeit in einem anerkannten Lehr-
betrieb abgeleistet werden.

(7) D e r landwirtschaftl iche Lehr l ing soll in
der Regel in die H a u s - u n d Familiengemeinschaft
des Lehrher rn aufgenommen werden u n d erhäl t
in diesem Falle Kost und W o h n u n g .

(8) Jeder Lehrl ing erhält eine Lehrlingsent-
schädigung, wobei auf gewähr te Natura l le is tun-
gen entsprechend Rücksicht zu nehmen ist.

(9) Nach Beendigung des Lehrverhältnisses u n d
erfolgreicher Ablegung der Lehr l ingsprüfung e r -
folgt die Freisprechung.

(10) D e r L e h r h e r r ist auf Ver langen verpflichtet,
d e n Lehr l ing noch drei M o n a t e nach Beendigung
des Lehrverhäl tnisses z u beha l t en (Behaltspflicht).

Lehrzeit.

§ 97. (1) Die allgemeine Landwirtschaftstehre
dauert zwei, die Lehrzeit in der Forstwirtschaft
und in den Spezialgebieten der Landwirtschaft
drei Jahre.

(2) Der erfolgreiche Besuch einer einschlägigen
Fachschule wi rd in die Lehrzei t teilweise oder
ganz eingerechnet.

(3) Die ersten drei Monate der Lehrzeit gelten
als Probezeit , während der jeder d e r beiden Teile
das Lehrverhäl tnis ohne Angabe von Gründen
jederzeit lösen k a n n ; nach Ablauf der Probe-
zeit, erfolgt die Aufdingung. Die Probezeit wird
in die Lehrzeit eingerechnet.

(4) W ä h r e n d der Lehrzeit finden auf die Lehr-
linge die Best immungen dieses Gesetzes Anwen-
dung, sofern nicht für das Lehrverhäl tnis Son-
derbest immungen gelten.

(5) Nach ordnungsgemäßer Ableistung der
Lehrzeit ist dem Lehrling v o m Lehrher rn ein
Zeugnis auszustellen.

(6) Nach Beendigung d e r Lehrze i t ha t sich d e r
Lehr l ing der vorgeschriebenen Lehr l ingsprüfung
zu un te rz i ehen . Nach erfolgreicher Ablegung der
Lehr l ingsprüfung w i r d e in Prüfungszeugnis
(Lehrbrief) ausgestellt . Bei ungenügenden Kenn t -
nissen k a n n die Prüfungskommiss ion das Leh r -
verhäl tnis höchstens auf d ie D a u e r eines Jahres
verlängern.

L e h r v e r t r a g .

§ 98. (1).Das Rechtsverhältnis zwischen Lehr-
ling und Lehrherrn wird durch den Lehrvertrag
geregelt.
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(2) Vor Antri t t der Lehre ist zwischen dem
Lehrherrn einerseits und dem Lehrling durch
seinen gesetzlichen Vertreter anderseits ein
schriftlicher Lehrvertrag abzuschließen, welcher
der Genehmigung der Landwirtschaftskammer
bedarf. Die vertragschließenden Teile haben den
Lehrvertrag in vier Ausfertigungen der Land-
wirtschaftskammer vorzulegen; eine Ausfertigung
verbleibt bei der Landwirtschaftskammer; je eine
Ausfertigung wird den Vertragspartnern mit der
Genehmigungsklausel versehen zurückgestellt; die
vierte Ausfertigung wird der zuständigen Land-
und Forstwirtschaftsinspektion übersendet.

(3) Lehrverträge von Lehrlingen, für die ein
Vormund bestellt ist, bedürfen überdies der
Genehmigung des Vormundschaftsgerichtes. Auch
der Wechsel einer Lehrstelle bedarf der Geneh-
migung der Landwirtschaftskammer.

(4) Der Lehrvertrag erlischt mit dem Tod des
Lehrherrn oder des Lehrlings, mit Aufhören des
Lehrbetriebes oder infolge eingetretener Un-
fähigkeit des einen oder Anderen Teiles, die ein-
gegangenen Verpflichtungen zu erfüllen.

P f l i c h t e n d e s L e h r l i n g s .

§ 99. (1) Der Lehrling ist dem Lehrherrn zu
Treue und Gehorsam verpflichtet; er hat den
Anordnungen des Lehrherrn willig und genau
nachzukommen und die ihm übertragenen Ar-
beiten fleißig und gewissenhaft auszuführen.

(2) Der Lehrling ist verpflichtet, die Unfall-
verhütungsvorschriften genau zu beachten, die
ihm anvertrauten Geräte und Maschinen pfleg-
lich zu behandeln und mit den ihm anvertrauten
Tieren sorgsam umzugehen.

(3) Er ist schließlich verpflichtet, den vorge-
schriebenen Fortbildungsunterricht regelmäßig
und pünktlich zu besuchen.

P f l i c h t e n des L e h r h e r r n .

§ 100. (1) Der Lehrherr oder sein Stellvertreter
ist verpflichtet, den Lehrling in seinem Fach
gründlich auszubilden und mit allen Arbeiten,
die für den Beruf notwendig sind, vertraut zu
machen. Er hat den Lehrling zur Arbeitsamkeit,
zu guten Sitten und zur Erfüllung der religiösen
Pflichten anzuleiten.

(2) Der Lehrherr ist ferner verpflichtet, dem
Lehrling die zum Besuche der Fortbildungsschule
notwendige Zeit einzuräumen, ihn zum Besuche
des Unterrichtes anzuhalten und die Über-
wachung des Schulbesuches durch An- und Ab-
meldung bei der Schulleitung zu ermöglichen.

(3) Der Lehrherr ist schließlich verpflichtet;
den Lehrling auf die Gefahren der Arbeit und
insbesondere auf die Unfallverhütungsvor-
schriften aufmerksam zu machen und die not-
wendigen Geräte und Maschinen in unfall-
sicherem Zustand zur Verfügung zu stellen.

L e h r h e r r u n d L e h r b e t r i e b .

§ 101. (1) Voraussetzung für die Anerkennung
als Lehrbetrieb ist Unbescholtenheit, sittlich ein-
wandfreies Verhalten und fachliche Eignung des
Lehrherrn, ferner gute Führung und fachlich
ausreichende Einrichtung des Lehrbetriebes.

(2) Die A n e r k e n n u n g als Lehrher r u n d als
Lehrbetr ieb erfolgt für die Landwirtschaft durch
die Landwirtschaftskammer, i n der Fors twir t -
schaft durch die Landwirtschaftskammer im Ein-
vernehmen mi t der Landesforst inspektion u n d
k a n n an Bedingungen geknüpf t werden . Die A n -
e rkennung ist zu widerrufen, wenn die Voraus-
setzungen auf Seite des Lehrhe r rn ode r des
Lehrbetriebes nicht m e h r gegeben sind.

(3) Einem Lehrhe r rn ist die Berechtigung zu r
Lehrlingsausbildung abzuerkennen, wenn er sich
grober Pflichtverletzungen gegenüber dem Lehr-
l ing schuldig gemacht ha t oder wenn Tatsachen
vorliegen, welche i hn in sittlicher oder fachlicher
Hinsicht z u m Ha l t en von Lehr l ingen ungeeignet
erscheinen lassen.

(4) Verur te i lung des Lehrher rn wegen Ver -
brechens überhaup t oder wegen eines aus Ge-
winnsucht begangenen oder gegen die öffentliche
Sittlichkeit vers toßenden Vergehens oder einer
ebensolchen Über t r e tung zieht den Verlust des
Rechtes auf Lehrl ingshal tung nach sich.

A u f l ö s u n g d e s L e h r v e r h ä l t n i s s e s .

§ 102. (1) Das Lehrverhäl tn is k a n n v o r Ablauf
der Lehrzeit n u r aus wichtigen G r ü n d e n gelöst
werden; solche sind insbesondere auf Seite

a) des Lehrher rn ,

1. w e n n sich unzweifelhaft herausstellt, daß
der Lehrl ing z u r E r l e r n u n g des Berufes un taug-
lich ist;

2. wenn de r Lehrl ing sich eines Diebstahles,
einer Verun t r euung oder einer sonstigen straf-
baren H a n d l u n g schuldig gemacht ha t , welche
ihn des Vertrauens des Lehrherrn unwürdig er-
scheinen läßt;

3. wenn der Lehrling die Arbeit wiederholt
unibefugt verlassen hat oder beharrlich seine
Pflichten vernachlässigt;

4. wenn der Lehrling über sechs Monate wegen
Krankheit an der Arbeit verhindert ist;

5. wenn der Lehrling durch mehr als drei
Monate in Haft gehalten wird;

b) des Lehrlings oder seines gesetzlichen Ver-
treters,

1. wenn der Lehrherr die Ausbildungspflicht
nicht erfüllt;

2. wenn der Lehrling nicht ohne Schaden für
seine Gesundheit im Lehrverhältnis bleiben kann;

3. wenn der Lehrherr den Lehrling zu unsitt-
lichen oder gesetzwidrigen Handlungen zu ver-
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leiten sucht, den Lehrling mißhandelt oder es
unterläßt, ihn vor Mißhandlungen durch
Familienangehörige oder Mitbeschäftigte zu
schützen.

4. wenn der Lehrherr dauernd die Bestim-
mungen des § 76 (Schutz der Jugendlichen) ver-
letzt.

K ü n d i g u n g .

§ 103. Das Lehrverhältnis kann vom Lehrling
öder seinem gesetzlichen Vertreter vierzehntägig
zum Monatsende gekündigt werden, wenn nach-
gewiesen wird, daß der Lehrling seinen Beruf
aus stichhaltigen Gründen ändert oder wenn er
von seinen Eltern wegen eingetretener Verände-
rung der Verhältnisse zu ihrer Pflege oder zur
Führung ihrer Wirtschaft benötigt wird.

L e h r s t e l l e n v o r m e r k u n g .

§ 104. Bei den Landwirtschaftskammern wird
ein Verzeichnis der anerkannten Lehrbetriebe
und Lehrherren aufgelegt. Eine Durchschrift des
Verzeichnisses und seiner jeweiligen Änderungen
ist dem zuständigen Arbeitsamt zuzuleiten.

M i t w i r k u n g d e r B e r u f s ve r -
tretungen.

§ 105. (1) Auf dem Gebiete des Lehrlings-
wesens sind die Landwirtschaftskammern unter
Mitwirkung der zuständigen Berufsvertretungen
der land- und forstwirtschaftlichen Dienstnehmer
berufen:

1. zur Ausarbeitung von Lehrbedingungen
und Festsetzung der Lehrlingsentschädigung,

2. zum Erlaß von Ausbildungsvorschriften
und einer Prüfungsordnung,

3. zur Anerkennung der Lehrherren und
der Lehrbetriebe,

4. zur Genehmigung der Lehrverträge, zur
Aufdingung der Lehrlinge und für die Zustim-
mung zur Auflösung eines Lehrverhältnisses,

5. zur Führung der Lehrlingsstammrollen,

6. zur Abhaltung der Lehrlingsprüfungen
und Freisprechung.

(2) Zur Durchführung dieser Aufgaben wird
bei jeder Landwirtschaftskammer eine land- und
forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbil-
dungsstelle eingerichtet. Die Lehrlings- und Fach-
ausbildungsstellen der Landwirtschaftskammern
führen ihre Geschäfte unter Leitung eines pari-
tätisch zusammengesetzten Beirates, bestehend
aus Vertretern der Dienstgeber und der Dienst-
nehmer. Bei Durchführung der Forstlehre ist das
Einvernehmen mit der Landesforstinspektion her-
zustellen.

§ 106. Die Landarbeitsordnungen haben Be-
stimmungen vorzusehen über

1. die Anrechnung des Besuches einschlägiger
Fachschulen auf die Lehrzeit insbesondere in
Handhabung der Übergangsbestimmungen
(§ 107),

2. den Lehrvertrag, das Lehrzeugnis, den
Lehrbrief,

3. die Anerkennung der Lehrherren und der
Lehrbetriebe und Widerruf dieser Anerkennung,

4. Richtlinien für die Lehrlingsentschädigung,

5. die Mitwirkung der Berufsvertretungen bei
Durchführung des Lehrlingswesens.

Übergangsbestimmungen.

§ 107. (1) Bis zum Inkrafttreten des Berufs-
ausbildungsgesetzes (§ 108) kann zur Lehrlings-
prüfung zugelassen werden, wer eine minde-
stens dreijährige praktische Tätigkeit in einem
gut geführten land- und forstwirtschaftlichen
Betrieb abgeleistet und mindestens das 17. Le-
bensjahr vollendet hat. Der Besuch einer ein-
schlägigen Fachschule ist auf diese Beschäfti-
gungsdauer ganz oder teilweise anzurechnen.

(2) Die Tätigkeit im elterlichen Betrieb kann
voll angerechnet werden, wenn sie einer Berufs-
ausbildung gleichkommt, worüber die Land-
wirtschaftskammer entscheidet.

8. Berufsausbildung.

§ 108. Die Berufsausbildung in der Land- und
Forstwirtschaft wird unter besonderer Berück-
sichtigung des Fortbildungs- und Fachschulwe-
sens durch ein besonderes Gesetz geregelt.

9. Betriebsvertretung.

§ 109. (1) In den Betrieben der Land- und
Forstwirtschaft, in denen mindestens fünf Dienst-
nehmer, die das 18. Lebensjahr vollendet haben,
dauernd beschäftigt sind, wird eine Betriebsver-
tretung der Dienstnehmer eingerichtet.

(2) Ausgenommen von den Bestimmungen des
Abs. (1) sind die bäuerlichen Betriebe, 6ofern sie
dauernd nicht mehr als 20 Dienstnehmer ohne
Einrechnung der familieneigenen Arbeitskräfte
[§ 3, Abs. (2)] beschäftigen.

. (3) Als bäuerliche Betriebe im Sinne dieses
Gesetzes haben jene zu gelten, in denen die Be-
triebsinhaber selbst sowie ihre im Familienver-
bande lebenden Familienangehörigen im Betriebe
mitarbeiten, mit den Dienstnehmern in der
Regel in Hausgemeinschaft leben und bei der
Führung des Betriebes ein leitender Angestellter
nicht beschäftigt wird.

§ 110. Die Organe der Betriebsvertretung
sind:

1. die Betriebsversammlung,

2. der Betriebsrat (Vertrauensmänner).
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B e t r i e b s v e r s a m m l u n g .

§ 111. (1) In den Betrieben der Land- und
Forstwirtschaft — ausgenommen die bäuerlichen
Betriebe gemäß § 109, Abs. (2) — mit dauernd
mindestens fünf beschäftigten Dienstnehmern, die
das 18. Lebensjahr vollendet haben, bildet die
Gesamtheit der Dienstnehmer die Betriebsver-
sammlung.

(2) Stimmberechtigt ist jeder Dienstnehmer,
der wahlberechtigt ist.

(3) Die Betriebsversammlung ist mindestens
einmal im Jahr vom Betriebsrat (Vertrauens-
männer) einzuberufen; sie ist ferner einzube-
rufen, wenn mehr als die Hälfte der Dienst-
nehmer oder die Hälfte der Betriebsratsmit-
glieder (mindestens zwei) die Einberufung ver-
langen. Im Falle der Funktionsunfähigkeit des
Betriebsrates (Vertrauensmänner) ist die Be-
triebsversammlung von dem an Lebensjahren
ältesten stimmberechtigten Dienstnehmer einzu-
berufen.

(4) Den Vorsitz in der Betriebsversammlung
führt der Obmann des Betriebsrates oder sein
Stellvertreter. Im Falle der Funktionsunfähigkeit
des Betriebsrates führt den Vorsitz in der Be-
triebsversammlung der an Lebensjahren älteste
stimmberechtigte Dienstnehmer oder der von ihm
bestellte stimmberechtigte Vertreter; in diesem
Falle sind die zuständigen gesetzlichen Interessen-
vertretungen u n d Berufsvereinigungen der
Dienstnehmer un t e r Bekanntgabe der Verhand-
lungsgegenstände v o m Einberufer in Kenntnis
zu setzen.

(5) Der Betriebsinhaber k a n n auf Einladung
der Einberufer an der Betriebsversammlung teil-
nehmen. Die zuständigen gesetzlichen Interessen-
vertretungen und Berufsvereinigungen der
Dienstnehmer sind berechtigt, zu allen Betriebs-
versammlungen Ver t re ter zu entsenden.

(6) Wi rd die Betriebsversammlung innerhalb
des Betriebes abgehalten, so ist der Betriebsin-
haber verpflichtet, die erforderlichen Räume nach
Tunlichkeit zu r Verfügung zu stellen. Die Be-
triebsversammlung ist tunlichst ohne Störung der
Betriebsarbeiten durchzuführen.

A u f g a b e n d e r B e t r i e b s v e r s a m m -
l u n g .

§ 112. (1) Der Betriebsversammlung obliegt
insbesondere:

1. Entgegennahme von Berichten des Be-
triebsrates (Vertrauensmänner);

2. Bestellung des Wahlvorstandes,

3. Beschlußfassung über die Einhebung einer
Betriebsratsumlage und deren Höhe,

4. Beschlußfassung über die Enthebung des Be-
triebsrates (Vertrauensmänner); der Beschluß be-
darf zu seiner Rechtswirksamkeit der Zweidrit-
telmehrheit.

(2) Z u r Beschlußfassung i n d e r Betr iebsver-
sammlung ist die Anwesenheit mindestens der
Hälfte der im Betrieb beschäftigten stimmbe-
rechtigten Dienstnehmer erforderlich; die Be-
schlüsse werden, soweit im folgenden nichts an-
deres bestimmt wird, mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen gefaßt.

(3) Ist e ine Be t r i ebsversammlung beschluß-
unfähig, so ist innerhalb einer Woche neuerlich
eine Betriebsversammlung einzuberufen, die ohne
Rücksicht auf die Zahl der anwesenden stimm-
berechtigten Dienstnehmer beschlußfähig ist.
Diese Bestimmung gilt nicht in den Fällen des
Abs. (1), Z. 3 und 4.

B i l d u n g v o n S e k t i o n e n .

§ 113. In Betrieben, in denen getrennte Be-
triebsräte der Arbeiter und der Angestellten zu
wählen sind [§ 114, Abs. (4)], bilden die Arbeiter
und die Angestellten je eine Sektion. Sie ist be-
rufen, über Angelegenheiten, die nur die In-
teressen einer Dienstnehmergruppe berühren, zu
beraten und Beschluß zu fassen.

D e r B e t r i e b s r a t .

§ 114. (1) In jedem Betriebe, in dem dauernd
mindestens 20 Dienstnehmer beschäftigt sind,
ist ein Betriebsrat zu wählen; dies gilt auch
dann, wenn mehrere Betriebe in einem Unter-
nehmen zusammengefaßt sind.

(2) Der Betriebsrat bestellt in Betrieben mit
20 bis 50 Dienstnehmern aus drei, in Betrieben
mit 51 bis 100 Dienstnehmern aus vier Mitglie-
dern. In Betrieben mit mehr als 100 Dienst-
nehmern erhöht sich für je weitere 100 Dienst-
nehmer die Zahl der Mitglieder um eines, in
Betrieben mit mehr als 1000 Dienstnehmerin für
je weitere 500 Dienstnehmer um eines Bruch-
teile von 100 beziehungsweise 500 werden für
voll gerechnet.

(3) In einem Betrieb, in dem nach Abs. (4)
nicht getrennte Betriebsräte der Arbeiter und
Angestellten zu wählen sind, muß, soweit im
folgenden nichts anderes bestimmt wird, jede
dieser Gruppen im Betriebsrat durch mindestens
ein Betriebsratsmitglied vertreten sein, wenn ihr
mindestens fünf dauernd beschäftigte Dienst-
nehmer angehören; auf jede Gruppe, der min-
destens 20 Dienstnehmer angehören, müssen
jedoch mindestens drei Betriebsratsmitglieder
entfallen.

(4) In einem Betrieb, der mehr als 50 Dienst-
nehmer umfaßt, sind getrennte Betriebsräte der
Arbeiter und Angestellten zu wählen, wenn jeder
dieser Gruppen mindestens 20 dauernd beschäf-
tigte Dienstnehmer angehören. In diesem Falle
richtet sich die Zahl der Mitglieder des Betriebs-
rates jeder Dienstnehmengruppe nach der Zahl
[Abs. (2)] der Dienstnehmer der betreffenden
Gruppe.
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(5) Für jedes Mitglied des Betriebsrates ist ein
Ersatzmann zu wählen, der im Falle der Ver-
hinderung des Mitgliedes oder des Erlöschens
der Funktion des Mitgliedes an dessen Stelle zu
treten hat.

(6) Für d ie Best immung d e r Mitgliederzahl des
Betriebsrates ist die Anzahl de r a m Tage de r
Ausschreibung d e r Betriebsratswahl i m Betriebe
beschäftigten Diens tnehmer maßgebend. Eine
Änderung d e r Zahl der Diens tnehmer ist auf
die Anzahl der Mitglieder des Betriebsrates
während dessen Tät igkei tsdauer ohne Einfluß;

(7) Sind mehrere Betriebe in e inem U n t e r n e h -
m e n zusammengefaßt , so ist für jeden einzelnen
Betrieb e in Betriebsrat (Ver t rauensmänner) zu
bestellen.

B e r u f u n g der M i t g l i e d e r des
B e t r i e b s r a t e s .

§ 115. (1) Die Mitglieder des Betriebsrates wer-
den auf die Dauer von zwei Jahren durch un-
mittelbare und geheime Wahlen nach den
Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes berufen.

(2) Wahlberecht ig t s ind alle Diens tnehmer des
Betriebes ohne Unterschied des Geschlechtes
und der Staatsbürgerschaft, die am Tage de r
Ausschreibung d e r Wah l das 18. Lebensjahr vol l-
endet haben, am Tage der Wahlausschreibung
u n d a m Wahl tage i m Betrieb beschäftigt sind
und , abgesehen v o n de r Staatsbürgerschaft, die
Voraussetzungen für das W a h l r e c h t i n d ie ge-
setzgebenden Körperschaften erfüllen.

(3) Wäh lba r sind alle wahlberecht igten Dienst-
nehmer des Betriebes, sofern, sie die österreichi-
sche Staatsbürgerschaft besitzen, am Tage de r
Ausschreibung der W a h l das. 24. Lebensjahr
vollendet haben u n d a m Tage d e r W a h l m inde -
stens sechs Monate im Betrieb beschäftigt sind.
Wählba r sind jedoch n ich t Familienangehörige
des Betriebsinhabers; als solche gelten die im
§ 3, Abs. (2), aufgezählten Personen.

(4) I n Betriebsräte von mindestens vier Mit -
gliedern sind auch Vorstandsmitgl ieder und An-
gestellte v o n kollelktivvertragsfähigen Berufsver-
einigungen de r Arbei ter und Angestell ten wähl-
bar , doch müssen mindestens drei Vier tel d e r Be-
triebsratsmitglieder Diens tnehmer des Betriebes
sein. Vorstandsmitglieder u n d Angestel l te der be -
zeichneten Berufsvereinigungen können gleich-
zeitig n u r einem Betriebsräte angehören.

(5) In neu errichteten Betrieben sowie in
Saisonbetrieben sind auch Diens tnehmer wähl-
bar, die noch n ich t sechs M o n a t e i m Betrieb
beschäftigt sind.

(6) Als Saisonbetriebe gellten Betriebe, die
ihrer A r t nach nur zu bes t immten Jahreszeiten
i m Gang sind oder regelmäßig zu gewissen Zei-
ten des Jahres erheblich vers tärk t werden.
Nähe re Vorschrif ten k ö n n e n durch die Landes-
gesetzgebung getroffen werden .

(7) Zur Durch füh rung der W a h l des Betriebs-
rates h a t die Betr iebsversammlung einen W a h l -
vors tand u n d i m Falle der Durch füh rung ge-
t r e n n t e r Wah len für die G r u p p e d e r Arbei ter
und de r Angestell ten je einen Wahlvors tand zu
bestellen, de r aus d re i wahlberecht igten Dienst-
n e h m e r n besteht.

(8) W e r d e n in d e r Betr iebsversammlung ge-
t r enn t e Sekt ionen der Arbei ter u n d der Ange-
stellten gemäß § 113 gebildet, so bestellt jede
Sektion ih ren Wahlvors tand .

(9) D e r Betriebsinhaber ist verpflichtet, d e m
Wahlvors t and die z u r Durchführung der W a h l
erforderl ichen Verzeichnisse der Diens tnehmer
des Betriebes rechtzeit ig zu r Verfügung zu
stellen.

(10) Die vol lzogene W a h l ist d e m Betriebs-
inhaber , d e r n a c h dem S tandor t des Betriebes
zuständigen Einigungskommission, d e r zus tändi-
gen gesetzlichen Interessenvertretung u n d den
zuständigen Berufsvereinigungen der Dienst-
nehmer anzuzeigen.

G e s c h ä f t s f ü h r u n g des Betr iebs-
ra tes .

§ 116. (1) Der Betriebsrat wählt aus seiner
Mitte mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen einen O b m a n n und einen Stellvertreter.

(2) D i e Si tzungen des Betriebsrates s ind v o m
Obmann , in dessen Verh inderung v o m Stellver-
treter einzuberufen.

(3) D e r Betr iebsrat ist beschlußfähig, w e n n m i n -
destens die Hälf te der Mitglieder und, w e n n er
nur aus dre i Mitgliedern besteht , mindestens zwei
Mitglieder anwesend sind. Die Beschlüsse werden,
soweit in de r Geschäftsordnung nichts anderes
best immt wird, m i t einfacher Mehrhei t der ab -
gegebenen S t immen gefaßt ; bei Stimmengleich-
heit entscheidet die St imme des Obmannes (Stell-
vertreters).

(4) In Betrieben, in denen ge t renn te Betriebs-
rä te der Arbei ter u n d d e r Angestellten zu wäh-
len sind [§ 114, Abs. (4)], haben die Befugnisse
nach § 119, Abs . (1), Z . 4, 5, 9 u n d 10, u n d
Abs; (2), beide Betriebsräte gemeinsam aus-
zuüben.

Dauer der T ä t i g k e i t des Betriebs-
rates.

§ 117. (1) Die Tätigkeit des Betriebsrates endet
mit dem Ablauf der Zeit, für die er gewählt wor-
den ist.

(2) Vor Ablauf dieser Zeit endet die Tätigkeit
des Betriebsrates

1. wenn die Zahl der Mitglieder zusammen mit
den Ersatzmännern unter die Hälfte der festge-
setzten Zahl sinkt,

2. wenn die Mehrheit der Betriebsratsmit-
glieder den Rücktritt und
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3. wenn die Betriebsversammlung die Ent-
hebung des Betriebsrates beschließt.

(3) Die Mitgliedschaft zum Betriebsrat erlischt,
wenn Umstände eintreten oder bekannt werden,
welche die Wählbarkeit ausschließen oder wenn
ein Mitglied des Betriebsrates von seiner Funk-
tion zurücktritt.

A u f g a b e n u n d B e f u g n i s s e d e s
Betriebsrates.

§ 118. (1) Die Betriebsvertretung ist nach Maß-
gabe der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes be-
rufen,

a) die wirtschaftlichen, sozialen, gesundheit-
lichen und kulturellen Interessen der
Dienstnehmer im Betriebe wahrzunehmen,
zu fördern und zu vertretern und

b) an der Führung und Verwaltung des Be-
triebes mitzuwirken.

(2) Die Führung des Betriebes steht dem Be-
triebsinhaber oder den von ihm hiezu Beauf-
tragten zu.

§ 119. (1) In Wahrnehmung der Interessen der
Dienstnehmer stehen dem Betriebsrat insbeson-
dere nachstehende Aufgaben und Befugnisse zu:

1. Er hat die Einhaltung der für den Betrieb
geltenden Kollektivverträge und sonstigen dienst-
rechtlichen Vereinbarungen zu überwachen und
unter Mitwirkung der zuständigen Gewerk-
schaften mit dem Betriebsinhaber, der zur Bei-
ziehung seiner zuständigen Interessenvertretung
berechtigt ist, Ergänzungen zu den Bestimmungen
der Kollektivverträge zu vereinbaren, deren Re-
gelung in den Kollektivverträgen der Betriebs-
vereinbarung vorbehalten ist.

2. Akkord-, Stück- und Gedinglöhne sowie
Durchschnittsverdienste können, soweit sie nicht
durch Kollektivverträge geregelt sind, nur mit
Zustimmung des Betriebsrates festgesetzt werden.

3. Akkord-, Stück- und Gedinglöhne für ein-
zelne Dienstnehmer oder einzelne Arbeiten, die
durch Kollektivvertrag nicht vereinbart werden
können, sind unter Mitwirkung des Betriebsrates
festzusetzen, wenn zwischen dem Betriebsinhaber
und dem Dienstnehmer keine Einigung zustande
kommt.

4. Arbeitsordnungen können, soweit sie nicht
zwischen kollektivvertragsfähigen (Körperschaften)
[§ 41, Abs. (1), Z. 1 und 2] der Dienstgeber und
der Dienstnehmer vereinbart wurden, nur mit
Zustimmung des Betriebsrates erlassen und abge-
ändert werden.

5. Jede Neuaufnahme von Dienstnehmern ist
dem Betriebsrat vor deren Einstellung in den
Betrieb; wenn sich dies aber als untunlich erweist,
spätestens gleichzeitig mit der Anmeldung
zur Sozialversicherung vom Betriebsinhalber mit-
zuteilen.

6. Die dauernde Einreibung von Dienstneh-
mern auf einen anderen Arbeitsplatz bedarf der
Zustimmung des Betriebsrates, wenn mit dem
Wechsel des Arbeitsplatzes eine Verschlechterung
der Lohn- oder sonstigen Arbeitsbedingungen
verbunden ist; im Streitfalle entscheidet die
Einigungskommission (§ 129, lit. c).

7. Überwachung der Durchführung und Ein-
haltung der Vorschriften über Arbeitsschutz,
Lehrlings- und Mutterschutz sowie über Sozial-
versicherung; nötigenfalls ist die zuständige Auf-
sichtsbehörde anzurufen.

8. Betriebsbesichtigungen durch Organe der
Land- und Forstwirtschaftsinspektion oder son-
stige zur Überwachung der Arbeitsschutzvor-
schriften gesetzlich berufene Organe sind Mit-
glieder des Betriebsrates beizuziehen. Der Be-
triebsinhaber oder sein Stellvertreter ist ver-
pflichtet, den Betiebsrat von allen beabsichtigten
derartigen Besichtigungen rechtzeitig zu ver-
ständigen.

9. Der Betriebsrat ist berechtigt, in die Lohn-
listen und die dazugehörigen Unterlagen Ein-
sicht zu nehmen, sie zu überprüfen und die Aus-
gabe der Naturalbezüge zu überwachen.

10. Die Urlaubseinteilung oder deren Abände-
rung hat im Einvernehmen mit dem Betriebs-
rat zu erfolgen.

11. Der Betriebsrat ist berechtigt, zugunsten
der Dienstnehmer und ihrer Familienangehörigen
unter Beachtung der geltenden gesetzlichen Vor-
schriften Unterstützungseinrichtungen, Einrich-
tungen zur Abgabe von Lebensmitteln und an-
deren Bedarfsgegenständen und sonstige Wohl-
fahrtseinrichtungen zu errichten und ausschließ-
lich zu verwalten. Bestehen solche Wohlfahrts-
einrichtungen des Betriebes, so nimmt der Be-
triebsrat an der Verwaltung dieser Einrichtungen
teil.

12. Der Betriebsrat hat den Betriebsratsfonds
zu verwalten.

13. Der Betriebsrat hat an der Aufrechterhal-
tung der Disziplin in den Betrieben mitzuwirken.
Disziplinarmaßnahmen können, falls die Arbeits-
ordnung solche vorsieht, nur im Einvernehmen
mit dem Betriebsrat verhängt werden.

(2) In Ausübung des Rechtes, an der Führung
und Verwaltung des Betriebes mitzuwirken,
stehen dem Betriebsrat folgende Befugnisse zu:

1. Der Betriebsrat ist berufen, dem Betriebs-
inhaber Anregungen zu geben und Vorschläge
zu erstatten mit dem Ziel, zum allgemeinen
wirtschaftlichen Nutzen und im Interesse des
Betriebes und der Dienstnehmer die Wirtschaft-
lichkeit und Leistungssteigerung des Betriebes zu
fördern;

2. der Betriebsinhaber oder dessen Beauftragter
ist berechtigt und auf Verlangen des Betriebs-
rates verpflichtet, allmonatlich mit dem Betriebs-
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rat gemeinsame Beratungen über allgemeine
Grundsätze der Betriebsführung und Verbesse-
rung an Betriebseinrichtungen abzuhalten.

3. Abgesehen von den Bestimmungen nach
2. 1 und 2 haben in Betrieben, in denen dauernd
mindestens fünfzig Dienstnehmer beschäftigt
sind,

a) der Betriebsinhaber auf Antrag des Betriebs-
rates diesem alljährlich eine Abschrift der
Bilanz für das verflossene Geschäftsjahr
einschließlich eines Gewinn- und Verlust-
ausweises spätestens einen Monat nach
Vorlage an die Steuerbehörde zu übermit-
teln und dem Betriebsrat auf Verlangen
die zur Erläuterung der Bilanz und des
Gewinn- und Verlustausweises erforder-
lichen Aufklärungen zu geben;

b) der Betriebsinhaber dem Betriebsrat Auf-
schluß zu geben über die wirtschaftliche
Lage des Betriebes, über die Art und den
Umfang der Erzeugung, den Aufragsbe-
stand, den Absatz sowie über geplante
Maßnahmen zur Hebung der Wirtschaft-
lichkeit des Betriebes;

c) kann der Betriebsrat bei der Erstellung
von Wirtschaftsplänen (Erzeugungs-, In-
vestitions-, Absatz- und anderen Plänen)
durch Erstattung von Anregungen und
Vorschlägen mitwirken.

P e r s ö n l i c h e R e c h t e und P f l i c h t e n
der M i t g l i e d e r des B e t r i e b s r a t e s .

§ 120. (1) Die Mitglieder des Betriebsrates sind
bei Ausübung ihrer Tätigkeit an keinerlei Wei-
sung gebunden. Sie sind nur der Betriebsver-
sammlung verantwort l ich. D e r Betriebsinhaber
darf die Mitglieder des, Betriebsrates in der Aus-
ü b u n g ih re r Tät igkei t nicht beschränken und sie
aus diesem G r u n d auch nicht benachteiligen.

(2) Das Mandat des Betriebsrates ist ein Ehren-
amt , das, soweit nichts anderes bes t immt wird,
neben den Berufspflichten auszuüben ist.

(3) Den Mitgliedern des Betriebsrates ist die
zur Erfül lung ihre r Obliegenheiten erforderliche
Freizeit u n t e r For tzahlung des Entgeltes zu ge-
währen. Für erwachsene Barauslagen gebühr t den
Mitgliedern des Betriebsrates eine Entschädigung
aus dem Betriebsratsfonds.

(4) Auf A n t r a g des Betriebsrates sind in Be-
trieben mit mehr als 200 Diens tnehmern ein, in
Betrieben mit m e h r als 1000 Diens tnehmern zwei
u n d in Betrieben mi t m e h r als 5000 Dienstneh-
m e r n drei Mitglieder des Betriebsrates von ihrer
Dienstleistung, z u der sie auf G r u n d des Dienst-
verhältnisses verpflichtet sind, u n t e r For tzah lung
des Entgeltes freizustellen.

§ 121. Die Mitglieder des Betriebsrates sind
verpflichtet, über alle ihnen i n Ausübung ihres
Amtes bekanntgewordenen Geschäfts- u n d Be-

triebsgeheimnisse, insbesondere über die ihnen als
geheim bezeichneten technischen Einrichtungen,
Verfahren u n d Eigentümlichkeiten des Betriebes
strengste Verschwiegenheit zu beachten.

§ 122. (1) Ein Mitglied des Betriebsrates darf
bei sonstiger Rechtsunwirksamkei t n u r nach vo r -
heriger Zus t immung der Einigungskommission
gekündigt werden. Die Einigungskommission
kann der Kündigung n u r zust immen, wenn

a) de r Betriebsinhaber i m Falle einer Ein-
schränkung des Betriebes oder der Stillegung
einzelner Betriebsabteilungen den Nachweis
erbringt, daß er das betroffene Betriebsrats-
mitglied ohne Schaden für den Betrieb nicht
weiter beschäftigen kann;

b) das Betriebsratsmitglied unfähig wird, die
im Dienstvertrag vereinbarte Arbeit zu
leisten;

c) das Betriebsratsmitglied die ihm auf Grund
des Dienstverhältnisses obliegenden Pflichten
beharrlich verletzt und dem Dienstgeber
die Weiterbeschäftigung aus Gründen der
Arbeitsdisziplin nicht zugemutet werden
kann.

(2) E in Mitglied des Betriebsrates darf, soweit
im Abs. (3) nichts anderes bestimmt wird, nur
nach vorher iger Zus t immung der Einigungskom-
mission entlassen werden. D ie Einigungskom-
mission k a n n de r Entlassung n u r zus t immen,
wenn das Betriebsratsmitglied

a) bei Abschluß des Dienstvertrages den Be-
triebsinhaber durch Vorweisung falscher
ode r gefälschter Personaldokumente
ode r Zeugnisse hintergangen oder ihn über
das Bestehen eines anderen gleichzeitig ver-
pflichtenden Dienstverhältnisses i n einen
Irrtum versetzt hat;

b) der Trunksucht verfällt und wiederholt
fruchtlos verwarnt wurde;

c) im Dienst untreu ist oder sich in seiner Tätig-
keit ohne Wissen des Betriebsinhabers von
dritten Personen unberechtigt Vorteile zu-
wenden läßt;

d) ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis ver-
rät oder ohne Einwilligung des Betriebs-
inhabers ein der Verwendung im Betrieb
abträgliches Nebengeschäft betreibt;

e) sich eines Verbrechens oder aus Gewinn-
sucht eines Vergehens oder einer Übertre-
tung schuldig macht;

f) sich Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrver-
letzungen gegen den Betriebsinhaber, dessen
Familienangehörige oder Dienstnehmer des
Betriebes zuschulden kommen läßt.

(3) In den Fällen des Abs. (2), lit. e und f kann
die Entlassung des Betriebsratsmitgliedes gegen
nachträgliche Einholung der Zustimmung der
Einigungskomimission ausgesprochen werden.
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Stimmt die Einigungskommission der Entlassung
nicht zu, weil keiner der in Albs. (2), lit. e und f,
angeführten Gründe vorlag, so ist die Entlassung
rechtsunwirksam.

V e r t r a u e n s m ä n n e r .

§ 123. (1) In Betrieben, in denen dauernd
mindestens fünf, aber weniger als zwanzig
Dienstnehmer beschäftigt werden, die das 18.
Lebensjahr vollendet haben, sind Vertrauens-
männer zu bestellen. In Betrieben mit fünf bis
neun Dienstnehmern ist ein Vertrauensmann, in
Betrieben von zehn bis neunzehn Dienstnehmern
sind zwei Vertrauensmänner zu bestellen, von
dienen ein Vertrauensmann der Dienstnehmer-
gruppe der Arbeiter oder Angestellten, angehören
muß, wenn diese mindestens fünf Personen
umfaßt.

(2) D ie Bes t immungen über d ie Betr iebsver-
sammlung (§§ 111 u n d 112) finden auf Betriebe
in denen Vertrauensmänner zu bestellen sind,
sinngemäß Anwendung.

(3) Hinsichtlich der Dauer de r Tätigkeit , Auf-
gaben und Befugnisse sowie der persönlichen
Rechte u n d Pflichten der Vertrauensmänner fin-
den die Bestimmungen der §§ 29, 115, Abs. (2),
(3), (5) bis (7), (9) und (10), 117, Abs. (1), (2),
Z. 3, (3), 118, Abs. (1), lit. a, 119, Abs. (1),
Z. 1 bis 3, 5, 6, 7 bis 10, 13, erster Satz, Abs. (2),
Z. 1, 120, Abs. (1), (2) u n d (3), erster Satz, 121
und 122 sinngemäß Anwendung. Die Vertrauens-
männer werden durch unmittelbare und geheime
W a h l mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen für die Dauer von zwei Jahren gewählt.

Z e n t r a l b e t r i e b s r a t .

§ 124. (1) Wenn ein Unternehmen mehrere
Betriebe umfaßt, die eine wirtschaftliche Einheit
bilden u n d vom Unternehmen zentral verwaltet
werden, ist in den Unternehmungen zur Behand-
lung u n d Beschlußfassung gemeinsamer Ange-
legenheiten ein Zentralbetriebsrat zu errichten.

(2) D e r Zent ra lbe t r iebsra t bes teht in U n t e r -
n e h m u n g e n bis 1000 Diens tnehmer aus vier
Mitgliedern. In U n t e r n e h m u n g e n m i t m e h r als
1000 Diens tnehmern e r h ö h t sich für je weitere
500 Diens tnehmer die Zahl der Mitglieder um
eines, in U n t e r n e h m u n g e n m i t m e h r als 5000
Dienstnehmern für je weitere 1000 Diens tnehmer
u m eines Bruchteile von 500 u n d 1000 werden
für voll gerechnet.

(3) Die Mitglieder des Zentralbetriebsrates
werden von der Gesamthei t der Mitglieder der
i m U n t e r n e h m e n bestellten Betriebsräte (Ver-
t rauensmänner) aus ih re r Mit te nach den Grund-
sätzen des Verhältniswahlrechtes gewählt.

(4) In Betrieben, in denen ge t rennte Betriebs-
rä te der Arbei ter u n d der Angestellten errichtet
sind, m u ß jede der beiden Dienstnehmergruppen
im Zentralbetr iebsrat ver t re ten sein.

(5) Die Befugnisse nach § 119, Abs . (2), s tehen
i n U n t e r n e h m u n g e n d e r im Abs. (1) bezeichneten
Ar t dem Zentralbetr iebsrat zu.

(6) Die näheren Best immungen über Wahl u n d
Tätigkeitsdauer des Zentralbetriebsrates u n d ü b e r
seine Geschäftsführung werden durch Landes-
gesetz geregelt.

S c h u t z d e r R e c h t e d e r D i e n s t -
n e h m e r .

§ 125. Die Dienstnehmer dürfen in der Aus-
übung ihrer Rechte in der Betriebsversammlung,
ihres Rechtes zur Wahl des Betriebsrates (Ver-
trauensmänner) sowie in der Tätigkeit als Mit-
glied des Wahlvorstandes nicht beschränkt und
aus diesen Gründen nicht benachteiligt werden.

P f l i c h t e n des B e t r i e b s i n h a b e r s .
§ 126. Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, dem

Betriebsrat die notwendigen Räumlichkeiten und
Einrichtungen, Beleuchtung und Beheizung sowie
die Kanzlei- und Geschäftserfordernisse, deren er
zur ordnungsmäßigen Führung seiner Aufgaben
bedarf, auf seine Kosten nach Tunlichkeit beizu-
stellen und instand zu halten.

Betriebsratsumlage.
§ 127. (1) Zur Deckung der Kosten der Ge-

schäftsführung des Betriebsrates und zur Errich-
tung und Einhaltung von Wohlfahrtseinrichtun-
gen kann von den Dienstnehmern eine Betriebs-
ratsumlage eingehoben werden, die höchstens
1/2 v. H. des Bruttoarbeitsverdienstes betragen
darf.

(2) Die Einhebung der Betriebsratsumlage be-
schließt auf Antrag des Betriebsrates die Betriebs-
versammlung.

(3) Die Umlagen sind vom Betriebsinhaber vom
Lohn (Entgelt) einzubehalten und bei jeder
Lohnauszahlung an den Betriebsratsfonds abzu-
führen.

B e t r i e b s r a t s f o n d s .
§ 128. (1) Die Eingänge aus der Betriebsrats-

umlage sowie sonstige gemäß § 127, Abs. (1),
zweckbestimmte Vermögenschaften bilden einen
mit Rechtspersönlichkeit ausgestatteten Fonds
(Betriebsratsfonds).

(2) D ie V e r w a l t u n g des Betr iebsratsfonds o b -
liegt d e m Betriebsrat . Gesetzlicher Ve r t r e t e r des
Betr iebsratsfonds ist d e r O b m a n n des Betriebs-
ra tes oder dessen Stel lvertreter .

(3) Die Revis ion der G e b a r u n g des Betriebs-
ratsfonds obliegt de r ört l ich zus tändigen gesetz-
lichen Interessenvertretung der land- und forst-
wirtschaftlichen Dienstnehmer.

E n t s c h e i d u n g v o n S t r e i t i g k e i t e n .

§ 129. Außer in den Fällen des § 122 sind
die Einigungskommissionen berufen, einen Aus-
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gleich anzubahnen und, wenn erforderlich, eine
Entscheidung zu fällen:

a) über Streitigkeiten aus der Bestellung und
der Geschäftsführung der Organe der Be-
triebsvertretung sowie über das Erlöschen
ihres Amtes,

b) wenn über die Festsetzung des dem ein-
zelnen Dienstnehmer oder für die einzelne
Arbeit gebührenden Akkord- oder Ge-
dinglohnes, der kollektiv nicht vereinbart
werden kann, eine Einigung nicht zustande
kommt [§ 119, Abs. (1), Z. 3],

c) wenn zwischen Betriebsinhaber und Be-
triebsrat ein Streit über die Versetzung
von Dienstnehmern entsteht [§ 119, Ab-
satz (1), Z. 6],

d) über Streitigkeiten aus der Einhebung
oder Verwendung der Betriebsratsumlage.

§ 130. Die Landesarbeitsordnungen haben Be-
stimmungen vorzusehen über:

a) die Wahl der Betriebsräte (Vertrauens-
männer) und des Zentralbetriebsrates, über
deren Geschäftsordnung sowie über
die Verwaltung des Betriebsratsfonds und
über die Revision der Gebarung desselben,

b) den Zeitpunkt der Beendigung der Funk-
tion der gegenwärtigen provisorischen Be-
triebsräte (Vertrauensmänner), ferner die
Übergabe der diesen zur Verfügung stehen-
den Mittel und Einrichtungen sowie der
Bücher, Belege und sonstigen Urkunden
mit einem Rechnungsabschluß an die nach
diesem Gesetz bestellten Betriebsräte (Ver-
trauensmänner); solange aber solche Be-
triebsräte (Vertrauensmänner) nicht be-
stellt sind, hat die Übergabe an die zustän-
dige gesetzliche Interessenvertretung der
land- und forstwirtschaftlichen Dienst-
nehmer zu erfolgen, welche sie nach Be-
stellung der neuen Betriebsräte (Ver-
trauensmänner) diesen auszufolgen hat.

10. Schutz der Koalitionsfreiheit.

§ 131. Den Dienstnehmern steht es frei, sich
zwecks Förderung ihrer Interessen zusammenzu-
schließen. Jede Beeinträchtigung der Koalitions-
freiheit ist verboten.

11. Streitigkeiten.

§ 132. (1) Unbeschadet der Zuständigkeit der
Arbeitsgerichte nach §§ 1 und 2 des Arbeitsge-
richtsgesetzes vom 24. Juli 1946, B. G. Bl.
Nr. 170, und, soweit Arbeitsgerichte nicht be-
stehen, der ordentlichen Gerichte können
durch die Landarbeitsordnungen zur Ermög-
lichung der gütlichen Beilegung von Rechtsstrei-
tigkeiten aus den durch die Landarbeitsordnun-
gen geregelten Dienstverhältnissen die Einigungs-
kommissionen (§ 52) mit den Aufgaben von
Schlichtungsstellen betraut wenden.

(2) W u r d e ein Anspruch aus einem im
Abs. (1) bezeichneten Dienstverhäl tnis mittels
Klage bei Gericht geltend gemacht, so ist wäh-
rend der Dauer der Streitanhängigkeit die A n -
rufung der Schlichtungsstelle unzulässig.

(3) Ruf t ein Vertragsteil die Schlichtungsstelle
an und erklären beide Verträgsteile v o r der
Schlichtungsstelle ausdrücklich, daß sie sich einem
Schiedsspruch der Schlichtungsstelle unterwer-
fen, so hat die Schlichtungsstelle ihr Verfahren
einzuleiten.

(4) Nach Einlei tung des Schlichtungsverfahrens
ist die Anrufung des Gerichtes n u r zulässig,
wenn das Schlichtungsverfahren auf andere Weise
als du rch Schiedsspruch oder Vergleich beendet
worden ist.

(5) D e r Einlei tung des Schlichtungsverfahrens
k o m m e n die W i r k u n g e n de r gerichtlichen Streit-
anhängigkei t zu; dies gilt im Falle des Abs. (4)
jedoch n u r dann, wenn de r Anspruch mi t Klage
vor dem zuständigen Gerichte b innen vierzehn
Tagen nach Beendigung des Schlichtungsverfah-
rens geltend gemacht worden ist.

(6) Schiedssprüche u n d Vergleiche v o r der
Schlichtungsstelle sind Exekutionstitel im Sinne
der Exekutionsordnung.

12. Strafbestimmungen.

§ 133. (1) Die Landarbeitsordnungen haben zu
bestimmen, daß Übertretungen der Vorschriften
der §§ 39, Abs. (1), 56 bis 63, 71 bis 76, 80, 82
bis 85, 96, Abs. (10), 98, Abs. (2), 100, Abs. (2),
115, Abs. (9), 121 und 131 von den Bezirksver-
waltungsbehörden bestraft werden. Es können
Geldstrafen bis zu 1000 S oder Arrest bis zu
vier Wochen vorgesehen werden. Bei besonders
erschwerenden umständen können auch beide
Strafen nebeneinander verhängt werden.

(2) Die Landarbeitsordnungen haben ferner
vonzusehen, daß in gleicher Weise strafbar ist,
wer vorsätzlich die Ausübung des Dienstes der
Organe der Land- und Forstwirtschaftsinspek-
tion vereitelt oder behindert.

(3) Die Strafgelder sind zur Förderung der
Seßhaftmachung land- und forstwirtschaftlicher
Dienstnehmer zu verwenden.

13. Vorschriften zwingenden Rechtscharakters.

§ 134. Die Rechte, welche den Dienstnehmern
auf Grund der Bestimmungen dieses Gesetzes
zustehen, können durch Dienstvertrag nur in-
soweit aufgehoben oder beschränkt werden, als
das Gesetz ausdrücklich abweichende Verein-
barungen zuläßt.

14. Übergangsbestimmungen.

§ 135. (1) Die noch geltenden Tarifordnungen
bleiben mit dein bisherigen Rechtswirkungen so-
lange und insoweit aufrecht, als sie nicht durch
Kollektivverträge ersetzt werden, es sei denn,
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daß sie auf Grund ihrer Bestimmungen über die
Geltungsdauer schon (früher erlöschen.

(2) Die Best immungen in Kollekt ivverträgen
über die Festsetzung von Löhnen oder Lohn-
zulagen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit
de r Genehmigung d e r Obereinigungskommission;
diese Best immung t r i t t in dem Ze i tpunk te außer
Kraft, in dem der lohnrechtliche Tei l i n Kollek-
t ivver t rägen de r übrigen Privatwirtschaft einer
Genehmigung durch die Zentra l lohnkommiss ion
nicht m e h r bedarf.

(3) Bis zu dem im Abs. (2) bezeichneten Zeit-
p u n k t darf der Abschluß von Kollektivverträ-
gen, in denen Löhne oder Lohnzulagen geregelt
sind, n u r kundgemacht werden, wenn ,die Be-
dingungen des Abs. (2) erfüllt sind.

(4) Insoweit Betr iebsordnungen im Sinne der
bisherigen Rechtsvorschriften noch Gel tung ha-
ben, b le iben sie m i t den bisherigen Rechtswir-
kungen solange und insoweit aufrecht, als sie
nicht durch eine Arbe i t so rdnung im Sinne dieses
Gesetzes abgeändert oder aufgehoben werden.

§ 136. Die der Zentrallohnkommission auf
G r u n d der Zent ra l lohnkommiss ionsverordnung
v o m 28. Jänner 1946, B. G. Bl. N r . 50, zustehen-
den Befugnisse u n d Aufgaben k o m m e n , soweit
sie sich auf Dienstverhältnisse v o n Arbei te rn in
d e r Land- u n d Forstwirtschaft erstrecken, in den
einzelnen Bundesländern mi t d e m Ze i tpunk t in
Wegfall, in dem die Obereinigungskommissionen
auf G r u n d der Landarbei tsordnungen bestellt
sind.

§ 137. (1) Die von den Berufsgenossenschaften
für den Bereich der Land- und Forstwirtschaft
erlassenen Unfallverhütungsvorschriften bleiben,
soweit nicht einzelne ihrer Bestimmungen durch
§ 138, Abs. (1), lit. j , aufgehoben werden, inso-
lange in Wirksamkeit, als sie nicht durch Be-
stimmungen über den Dienstnehmerschutz ge-
mäß § 72, Abs. (3), ersetzt werden.

(2) Soweit nach den geltenden Unfallver-
hütungsvorschriften [Abs. (1)] den landwirt-
schaftlichen Berufsgenossenschaften das Recht zur
Bewilligung von Ausnahmen oder sonstige Be-
fugnisse zustehen, gehen diese auf die Land- und
Forstwirtschaftsinspektion über.

15. Aufhebung reichsrechtlicher Vorschriften.

§ 138. Alle mit den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes in Widerspruch stehenden reichs-
rechtlichen Vorschriften treten in den Bundes-
ländern mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens
der Landarbeitsordnung außer Wirksamkeit; ins-
besondere werden nachfolgende Vorschriften, in-
soweit sie für die Land- und Forstwirtschaft in
Wirksamkeit gesetzt worden sind, aufgehoben:

a) Gesetz zur Ordnung der nationalen Ar-
beit, (AOG.) vom 20. Jänner 1934,

Deutsches R. G. Bl I S. 45, in der Fassung
des Gesetzes vom 30. November 1934,
Deutsches R. G. Bl. I S. 1193, samt den
hierzu erlassenen Durchführungs- und Ein-
führungsrverordnungen;

b) Gesetz zur Ordnung der Arbeit in öffent-
lichen Verwaltungen und Betrieben
(AOGÖ.) vom 23. März 1934, Deut-
sches R. G. Bl. I S. 220, mit den hierzu
erlassenen Durchführungs- und Einfüh-
rungsverordnungen;

c) Gesetz über die Verlängerung der Amts-
dauer der Vertrauensräte vom 1. April
1938, Deutsches R, G. Bl. I S. 358;

d) Anordnung über Bildung und Verfahren
des sozialen Ehrengerichtes im Lande Öster-
reich vom 12. November 1938, Deutsches
R. G. Bl. I S. 1610, G. Bl. f. d. L. Ö.
Nr. 592/1938;

e) Anordnung über Bildung und Verfahren
des sozialen Ehrengerichtes in den Reichs-
gauen der Ostmark vom 21. August 1940,
Deutsches R. G. Bl. I S. 1159;

f) die Vorschriften der §§ 3 und 9 der Ver-
ordnung für Abänderung und Ergänzung
von Vorschriften auf dem Gebiete des Ar-
beitsrechtes vom 1. September 1939, Deut-
sches R. G. Bl. I S. 1683, G. Bl. f. d. L. Ö.
Nr. 1217/1939;

g) Anordnung über die Zuständigkeit zur
Entscheidung von Beschwerden und vom
Gnadenmaßnahmen im Ordnungsstrafver-
fahren der Reichstreuhänder der Arbeit
vom 25. Juni 1942, R. Arb. Bl. S. 321 I;

h) Anordnung des Reichstreuhänders der Ar-
beit für das Wirtschaftsgebiet Ostmark
vom 15. September 1938, betreffend
den Erlaß von Betriebsordnungen, Kame-
radschaft der Arbeit S. 17/1938;

i) die Jugendurlaubsordnung vom 15. Juni
1939, Deutsches R. G. Bl. I S. 1029;

j) die Vorschriften der §§ 848 a bis 850 der
Reichsversicherungsordnung zur Gänze, die
Vorschriften der §§ 876 bis 878 der Reichs-
versicherungsordnung mit der Einschrän-
kung, daß die Befugnisse der Träger der
landwirtschaftlichen Unfallversicherung zur
Vornahme von Betriebsbesichtigungen durch
eigene technische Aufeichtsorgane aufrecht-
bleiben.

A r t i k e l II.

(1) Dieses Bundesgesetz tritt den Ländern
gegenüber für die Ausführungsgesetzgebung so-
fort, im übrigen in jedem Bundesland gleichzeitig
mit dem in dem betreffenden Bundesland erlas-
senen Ausführungsgesetz in Kraft.
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(2) Die Ausführungsgesetze der Bundesländer
zu diesem Grundsatzgesetz sind binnen sechs
Monaten vom Tage der Kundmachung dieses
Bundesgesetzes an gerechnet zu erlassen.

A r t i k e l III.

(1) Die im Vorfahren zur Registr ierung, Kund-
machung u n d Satzungserklärung von Kollekt iv-
verträgen, ferner im Verfahren v o r den
Einigungskommissionen als Schlichtungsstellen
und im Verkehr mi t der Land- und Forst-
wirtschaftsinspektion erforderlichen Eingaben
und deren Beilagen, Ausfertigungen, Protokol le ,
Entscheidungen u n d Vergleiche sind von den
Stempel- u n d Rechtsgebühren befreit.

(2) Ebenso unterliegen das Arbeitsbuch (§ 39)
sowie Bestätigungen in demselben über A r t und
Dauer der Dienstleistung, die Lehrverträge (§ 98)
sowie nichtunterschriebene Dienstscheine (§ 7)
keiner Stempel- und Rechtsgebühr.

Artikel IV.

(1) Mi t der W a h r n e h m u n g der dem Bunde
gemäß Art ike l 15, Abs. (8), des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in de r Fassung v o n 1929 zustehen-
den Rechte ist hinsichtlich des Art ikels I, aus-
genommen Abschnit t 11, das Bundesminister ium
für Land- u n d Forstwirtschaft im Einvernehmen
mit den beteiligten Bundesministerien betraut .

(2) Mit der Vollziehung der Vorschriften
a) des Artikels I, Abschnitt 11 , ist das Bundes-

minis ter ium für Justiz u n d
b) des Artikels I I I das Bundesminister ium für

Finanzen
i m Einvernehmen mi t dem Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft betraut.

Renner
Figl Kraus Gerö Zimmermann

141. Bundesgesetz vom 16. Juni 1948 über
die Änderung einiger Bestimmungen des
Bundesgesetzes vom 12. Juni 1947, B.G.Bl.
Nr. 142, über die Überleitung zum öster-

reichischen Sozialversicherungsrecht.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz vom 12. Juni 1947, B. G. Bl.
Nr. 142, über die Überleitung zum österreichi-
schen Sozialversicherungsrecht (SV-ÜG.) wird ab-
geändert wie folgt:

Artikel I.

1. Im § 9, Abs. (1), ist in der dritten Zeile
nach den Worten „Hauptverband der" das Wort
„österreichischen" einzufügen.

2. Im § 23, Abs. (1), letzter Satz, sind nach
den Worten „aus ihrer Mitte" die Worte ein-
zufügen: „oder aus der Mitte der Hauptversamm-
lung des betreffenden Versicherungsträgers".

3. Dem § 25, Abs. (2), ist anzufügen: „Gehört
der Obmann der Gruppe der Arbeit(Dienst)geber
an, so sind der zweite und der dritte Obmann
jedenfalls der Gruppe der Arbeit(Dienst)nehmer
zu entnehmen. Jede der beiden Gruppen kann
auf die ihr zustehende Stelle zugunsten der
anderen Gruppe verzichten."

4. § 27, Abs. (1), letzter Satz, hat :zu lauten:
„Gleichzeitig ist ein Stellvertreter des Vor-
sitzenden, bei den Sektions- und Landesstellen-
ausschüssen auch ein zweiter Stellvertreter des
Vorsitzenden zu wählen. Die beiden letzten
Sätze des § 25 sind entsprechend anzuwenden."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Renner
Figl Maisel

1 4 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr vom 14. Juli 1948, wo-
mit die Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr vom 31. Juli 1947, B.G.Bl.
Nr. 176, über gebührenrechtliche Maßnah-
men auf dem Gebiete des Telegraphen-,
Fernsprech- und Rundfunkwesens abgeändert

und ergänzt wird.

Auf Grund des zustimmenden Beschlusses des
Hauptausschusses des Nationalrates vom 30. Ju-
ni 1948 (Gesetz vom 13. April 1920, St. G. Bl.
Nr. 180) wird verordnet:

Die Verordnung vom 31. Juli 1947, B.G.Bl.
Nr. 176, über gebührenrechtliche Maßnahmen auf
dem Gebiete des Telegraphen-, Fernsprech- und
Rundfunkwesens wird abgeändert und ergänzt
wie folgt:

§ 1. I n A b s c h n i t t A:

1. Die Bestimmung und der Gebührensatz
unter I, Nr. 7, wird aufgehoben.

2. Nach II A, Nr. 2, ist einzufügen: „Für die
Amtsspeisung bei privaten Zwischenumschaltern.
wird eine Gebühr von monatlich —55 S er-
hoben."

3. Nach II C, Nr. 1, ist einzufügen:
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4. Nach der Bestimmung unter II C, Nr. 2,
ist zu setzen:

5. Nach II C, Nr. 4, ist einzufügen :

„Zu Nr. 1 bis 4: Für die Amtsladung bei
privaten Nebenstellenanlagen mit Wählern wird
eine Gebühr von monatlich —30 S je 10 mA
Ladestrom erhoben."

6. Nach II J, Nr. 1, ist anzufügen:

„Nr. 2 Zuschlag zu den Gebühren un-
ter Nr. 1 für jede amtsberechtigte Neben-
stelle (posteigene, teilnehmereigene oder
private), die einem anderen zur ständigen
Benutzung überlassen ist, (nur in Orts-
netzen mit Pauschtarif) monatlich S l 5 0 "

7. Die Bestimmung und die Gebührensätze
unter II J, Nr. 15 und 16, werden aufgehoben.

8. Unter III, Nr. 2, ist bei den Gebühren-
sätzen von „3'—" und „1 '—" das Hinweiszeichen
„*" zu setzen. Als Fußnote ist anzufügen:

„*) Hiezu tritt bei posteigenen Apparaten ein
Zuschlag von 1'10 S, bei teilnehmereigenen Appa-
raten von —'40 S, ferner bei Amtsberechtigung
ein Zuschlag im Ausmaße der Gebühr für amts-
berechtigte Nebenstellen privater Nebenstellen-
anlagen."

9. Nach der Bestimmung unter III, Nr. 12,
ist anzufügen:

10. In der Bestimmung unter IV, Nr. 24, ist
statt des Wortes „der" „oder" zu setzen.

11. Nach der Bestimmung unter IV, Nr. 40,
ist zu setzen:

12. Nach der Bestimmung unter IV, Nr. 41,
ist zu setzen:

13. In der Anmerkung nach Nr. 41 ist an
Stelle der Ziffer „41" „47" zu setzen.

14. Die Bestimmung und die Gebührensätze
unter V, Nr. 11 bis 13, werden aufgehoben.

15. Die Bestimmung und der Gebührensatz
in VI, Nr. 2 und 3, hat zu lauten: „Zuschlag zu
den laufenden Gebühren für Leitungen bei
außergewöhnlichen Geländeschwierigkeiten und
für Leitungen, die auf dem Grundstück der
Sprechstelle wegen Sonderwünsche des Teilneh-
mers oder wegen örtlicher Verhältnisse beson-
ders kostspielig sind.

16. Vor der Überschrift „VII. Einrichtungs-
und Änderungsgebühren." ist zu setzen: „Her-
stellung und Änderung von Teilnehmereinrich-
tungen."

17. Die Bestimmung und der Gebührensatz
unter. VII, Nr. 18, ist zu streichen.

18. Nach der Bestimmung unter IX, Nr. 1 a,
ist einzufügen: „Die Post- und Telegraphen-
verwaltung kann in Ortsnetzen mit Einzel-
gesprächstarif Zählwerke bei bestehenden Teil-
nehmerstellen entfernen und sie bei neuerrich-
teten oder auf Wählbetrieb umgeschalteten
Teilnehmerstellen einsetzen. Die Ortsgesprächs-
gebühr für Teilnehmerstellen, deren Zählwerk
entfernt wurde, wird auf Grund der früheren
durchschnittlichen Zahl der Ortsgespräche be-
messen. Die durchschnittliche Zahl wird aus dem
Ergebnis der letzten, den Zeitraum eines Jahres
erfassenden Zählungen für den Monat berechnet."
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19. Die Gebührensätze unter X, Nr. 1 und 2,
werden aufgehoben; an ihre Stelle ist zu setzen:

20. Die Bestimmung und die Gebührensätze
Hinter X, Nr. 14 und 15, werden, gestrichen.

21. Nach der Bestimmung unter X, Nr. 16,
ist anzufügen: „Für Ferngespräche in der I. und
II. Zone (X, Nr. 1 und 2) ist die Gebühr nicht
zu entrichten."

22. Die Bestimmung unter XI, Nr. 8, ist
durch die Worte: „Daneben wird für die Ver-
bindung die entfallende Gesprächsgebühr er-
hoben" zu ergänzen.

23. An Stelle der Bestimmung unter XI,
Nr. 13, ist zu setzen: „Festzeitgespräche".

24. In der Gebührenspalte unter XI, Nr. 13
und 15, ist zwischen den Worten „V-Gebühren
nach" und „Nr." einzufügen: „XI".

25. Die Bestimmung unter XI, Nr. 14, ist zu
ergänzen wie folgt: „Derzeit nicht zugelassen.
Die Post- und Telegraphenverwaltung bestimmt,
ob und wann die Zulassung erfolgt."

26. Nach der Bestimmung XI, Nr. 20 und 25,
ist anzufügen: „Derzeit nicht zugelassen. Die
Post- und Telegraphenverwaltung bestimmt, ob
und wann die Zulassung erfolgt."

27. Die Bestimmung unter XI, Nr. 26, ist
zu ergänzen wie folgt: „Derzeit nicht zugelassen.
Die Post-und Telegraphenverwaltung bestimmt,
ob. und wann die Zulassung erfolgt."

28. Die Worte unter XI, Nr. 31, „bei un-
mittelbarer Verbindung zweier Teilnehmerstellen
verschiedener Ortsnetze" sind zwischen Nr. 31
und 32 zu setzen.

29. Die Bestimmung unter XI, Nr. 37, ist zu
ergänzen wie folgt: „Derzeit nicht zugelassen.
Die Post- und Telegraphenverwaltung bestimmt,
ob und wann die Zulassung erfolgt."

30. In der Überschrift unter XII. sind die
Worte „und Zustellung" zu streichen.

In der Bestimmung XII, Nr. 9, ist statt des
Wortes „Zählwörter" „Gebührenwörter" zu
setzen und sind die Worte „oder Zustellung"
zu streichen.

31. Unter „Gebühr" in XIV ist an Stelle von
„7" „8" zu setzen.

32. Unter XV, Nr. 5, ist nach den Worten
„Sperre von Anschlüssen" anzufügen: „wegen
nicht rechtzeitiger Bezahlung der Gebühren."

. 33. Unter XV, Nr. 6, sind an Stelle der Worte
„Erinnerungs-" und Erinnerung" die Worte
„Mahn-" und „Mahnung" zu setzen.

34. Nach der Bestimmung unter XVI, Nr. 14,
ist zu setzen: „Die Post- und Telegraphenver-
waltung bestimmt, wann in Ortsnetzen mit
Zeittarif nur die abgehenden Rufe erfaßt werden.
Die Zeitgebühr wird bei alleiniger Zählung der
Benützungszeit für abgehende Rufe mit dem
Doppelten dieser Gebühr erhoben."

35. Nach der Bestimmung unter XVI, Nr. 51,
ist anzufügen:

§ 2. I n A b s c h n i t t C:

1. Die Gebührensätze unter I, Nr. 1 bis 9,
werden festgesetzt wie folgt:
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2. Der Gebührensatz unter II, Nr. 4, ist durch
„20" zu ersetzen. In der Bestimmung sind die
Worte „oder Zustellung" zu streichen.

3. Der Gebührensatz unter II, Nr. 6, ist durch
„1'20" zu ersetzen.

4. Die Bestimmung unter II, Nr. 9, 17 und 18,
ist durch die Worte „für Inlands- und Auslands-
telegramme" zu ergänzen.

5. Die Bestimmung unter II, Nr. 13, ist zu
ergänzen wie folgt: „Wird die Gebühr nicht im
voraus bezahlt, so ist beim Empfänger mindest
die gleiche Gebühr wie bei Vorausbezahlung ein-
zuheben."

6. Nach II, Nr. 20, ist anzufügen:

§ 3. I n A b s c h n i t t D:

1. Die Bestimmung unter II, Nr. 18, ist zu
ergänzen wie folgt: „In der Zeit von 21 bis
7 Uhr werden nur Zweidrittel der Ferngebühren
berechnet. Die Gebühren unter II, Nr. 17 und 18,
gelten nicht als monatliche Gebühren, sondern
als Zeitgebühren."

2. In der Bestimmung unter III, Nr. 34, 35,
36 rund 37, ist die Fernschreibzeit von „8 und
19 Uhr" auf „7 und 21 Uhr" abzuändern.

§ 4. I n A b s c h n i t t F:

1. Die Bestimmung unter I, Nr. 5, ist zu er-
gänzen wie folgt: „Für Leitungen und Kabel, die
zwecks Überlassung von Fernsprechstromwegen
neu hergestellt werden müssen — die Leitungen
und Kabel verbleiben im Eigentum des Bundes
(Post- und Telegraphenverwaltung) —, sind die
Kosten in der Höhe der halben Aufwendungen
zu erheben."

2. Die Bestimmung unter I, Nr. 10, ist zu
ergänzen wie folgt: „Für Leitungen und Kabel,
die zwecks Überlassung vom Fernschreibstrom-
wegen neu hergestellt werden müssen — die
Leitungen und Kabel verbleiben im Eigentum des
Bundes . (Post- und Telegraphenverwaltung) —,
sind die Kosten in der Höhe der halben Aufwen-
dungen zu erheben."

3. Bei II, Nr. 14, ist unter „Gebühr" die Be-
zeichnung „FGV Nr. 22—25" durch „Ab-
schnitt A, XI, Nr. 22—25, dieser Verordnung"
zu ersetzen.

§ 5. In A b s c h n i t t G:

Nach der Bestimmung unter Teil I, Nr. 5,
ist anzufügen:

§ 6. I n A b s c h n i t t H:

1. Nach der Bestimmung unter Nr. 1 ist an-
zufügen: „C. Funkanlagen des staatlichen Flug-
sicherungsdienstes (Flugstreckenfunkstellen, Flug-
bodenfunkstellen, Flugfunkfeuer, Flugfunkpeil-
stellen, Funkanlagen auf staatlichen Luftfahr-
zeugen und Flugfunkempfangsanlagen)."

Unter Gebühr ist zu setzen: „—'—".

2. Unter Nr. 2, A, a, sind die Worte „Bundes-
wasserstraßenbehörden" durch „Bundesstrombau-
amt" zu ersetzen. In der Bestimmung unter
Nr. 2, A, a und c, sind die Worte „auch auf
Feuerschiffen" samt Klammer zu streichen.

3. Die Bestimmungen und die Gebührensätze
unter Nr. 2, B, werden aufgehoben. An ihre
Stelle ist zu setzen:.
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5. Nach der Bestimmung unter Nr. 5 ist an-
zufügen:

§ 7. Im A b s c h n i t t J:

Die Bestimmungen und Gebührensätze unter A, I, haben zu lauten wie folgt:

§ 8. In A b s c h n i t t K:

Nach Nr. 3 ist anzufügen:

§ 9.
Diese Verordnung tritt am nächsten Monats-

ersten, der ihrer Verlautbarung folgt, in Kraft.
Übeleis


